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A Änderungsverfahren Flächennutzungsplan 

1 | Anlass, Erforderlichkeit und Ziel 

Die Aufgaben und Bedeutung der Bauleitplanung ist in § 1 Baugesetzbuch (BauGB) definiert. Die Aufstel-

lung von Bauleitplänen dient einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und Ordnung, die die sozi-

alen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künfti-

gen Generationen in Einklang bringt. Darüber hinaus soll die Bauleitplanung dazu beitragen eine men-

schenwürdige Umwelt zu sichern sowie die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln.  

Die Bauleitplanung beinhaltet nach § 1 Abs. 2 BauGB die sogenannte vorbereitende Bauleitplanung in 

Form von Flächennutzungsplänen sowie die verbindliche Bauleitplanung in Form von Bebauungsplänen. 

Der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan soll entsprechend § 5 Abs. 1 BauGB die sich aus 

der Art der Bodennutzung ergebende, beabsichtigte städtebauliche Entwicklung für das ganze Gemein-

degebiet in Grundzügen darstellen. Der Flächennutzungsplan bildet damit die Grundlage und den Rahmen 

für die Entwicklung der darauf aufbauenden Bebauungspläne. Diese werden für Teilbereiche der Ge-

meinde erstellt und schaffen „rechtsverbindliche Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung“ (§ 8 Abs. 

1 Satz 1 BauGB). 

Als Beitrag zur Energiewende sowie auf Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplans der Projektgesell-

schaft Solarpark Heinsdorf GmbH soll eine Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) zur Nutzung erneuer-

barer Energien entstehen. Mit der Aufstellung des Bebauungsplans werden ferner die planungsrechtli-

chen Voraussetzungen für die Errichtung von Batteriespeichern zur Stabilisierung des Stromnetzes ge-

schaffen. Zur Sicherung des zu erwartenden Eingriffs in Natur und Landschaft setzt der in Aufstellung be-

findliche Bebauungsplan Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 

und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB fest.  

Die betroffene Fläche ist im gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Dahme/Mark mit Stand Juli 2015 als 

Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dargestellt. Um die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen zur Errichtung einer PV-Freiflächenanlage sowie den der Stabilisierung des Stromnetzes 

zweckdienlichen Batteriespeichern zu schaffen, ist der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren zur Auf-

stellung des Bebauungsplans -Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe- gemäß 

§ 8 Abs. 3 BauGB zu ändern. 

Anlass dieser Änderung ist, für den für das Projekt erforderlichen Teil eine Sonderbaufläche mit der 

Zweckbestimmung -Photovoltaik und Batteriespeicher- darzustellen, mit den Zielen: 

 Erzeugung von umweltfreundlichem Strom ohne klimaschädigende CO2 Emissionen, 

 Energieproduktion zur Schonung der begrenzten Ressourcen Kohle, Öl, Gas, 

 Regionale Wertschöpfung vor Ort, 

 Sicherung der Energieversorgung und Stärkung der Wirtschaft der Region, 

 Stabilisierung des Stromnetzes im Sinne des angestrebten Ausbaus in der Produktion erneuer-

barer Energien. 

Die im Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmenflächen in einer Größenordnung von ca. 2,8 ha sollen 

als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 20 BauGB in den Flächennutzungsplan aufgenommen werden.  
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Auf dieser Grundlage beschloss die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dahme/Mark am 16.05.2023 

die Änderung des Flächennutzungsplans. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 12.01.2024 im Amtsblatt 

für die Stadt Dahme/Mark Nr. 02/2024 bekannt gemacht. 

2 | Beschreibung des Plangebietes 

2 | 1 Räumliche Lage, bestehende Nutzung und Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt südlich der Ortschaft Liepe (Stadt Dahme/Mark, Ortsteil Wahlsdorf) und östlich des 

Ortsteils Heinsdorf-Niebendorf, im sogenannten Lieper Dreieck auf einer relativ ebenen und landwirt-

schaftlich vorgenutzten Fläche. Das Umfeld ist im Osten und Süden von Waldflächen geprägt, im Norden 

und im Westen von landwirtschaftlichen Nutzflächen und hiernach weiteren Waldflächen. Die nächsten 

Ortschaften sind in nordöstliche Richtung Buckow mit 1,2 km Entfernung und in nordnordwestliche Rich-

tung Liepe mit 2,2 km Entfernung. 

Das Plangebiet wird derzeit vollständig als Acker bewirtschaftet. Eine Bewässerungsanlage für die Land-

wirtschaft ist weder installiert noch geplant. Im westlichen Randbereich angrenzend an das Plangebiet 

befinden sich Baumgruppen und -reihen. 

Im Umgriff des räumlichen Geltungsbereiches mit einer Fläche von ca. 25 ha liegen in Gänze die Flurstücke 

111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 118, 182. Dabei sind sämtliche Flurstücke innerhalb des Geltungsberei-

ches der Flur 1 der Gemarkung Liepe zugeordnet. 

Begrenzt wird das Plangebiet: 

∙ im Norden: landwirtschaftlicher Nutzweg (Flurstück 189 der Flur 1, Gemarkung Liepe), 

∙ im Osten: Waldfläche (Flurstücke 119/2 sowie 180 der Flur 1, Gemarkung Liepe), 

∙ im Süden: Waldfläche (Flurstück 61 der Flur 1, Gemarkung Gebersdorf) und forstwirtschaftlicher 

Nutzweg (Flurstück 122 der Flur 1, Gemarkung Liepe), 

∙ im Westen: landwirtschaftlicher Nutzweg (Flurstücke 86/2 der Flur 1, Gemarkung Liepe). 

 
Bild 1 | Übersichtsplan und Luftbild (o. M.) zur Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Dahme/Mark 
           (Quelle: Brandenburg Viewer (https://bb-viewer.geobasis-bb.de/)) 
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2 | 2 Eigentumsverhältnisse 

Die Flurstücke 111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 118, 182 der Flur 1, Gemarkung Liepe befinden sich im 

Eigentum eines Einzeleigentümers. Dieser verpachtet das Grundstück an den Projektträger für die Zeit des 

Betriebes des Solarparks. 

2 | 3 Naturräumliche Gegebenheiten 

Das Plangebiet liegt im Naturraum Fläming, in der östlichen Fläminghochfläche (Scholz 1962). Im Land-

schaftssteckbrief des Bundesamtes für Naturschutz ist folgendes vermerkt: „Die Östliche Fläminghochflä-

che schließt sich südlich an die Zuterberger Heide an und verläuft als 3 bis 9 km breiter Streifen parallel 

zu dieser. Sie ist flachwellig geformt und im Gegensatz zur Heide beinahe ausschließlich von Ackerland 

geprägt. Den Untergrund bildet eine glaziale Hochfläche, die von Flottsand überkleidet ist und gelegent-

lich Aufragungen bis zu 150 m aus Endmoränenmaterial hat. Der Grundwasserstand ist tief und die einzi-

gen Oberflächengewässer stellen die Dahme und der Oberlauf der Nuthe dar. Im Osten stehen einige 

Kiefernwälder, inselhafte Laubwälder inmitten der Ackerlandschaft sind nur noch selten vorhanden. 

Dominierend ist mit Abstand die Ackerwirtschaft, die wenigen Kiefernwälder werden intensiv forstwirt-

schaftlich genutzt. Die weitgehend ausgeräumte Agrarlandschaft ist aus naturschutzfachlicher Sicht nicht 

außerordentlich interessant. Das einzige Schutzgebiet der Landschaft ist das im Osten liegende NSG "Wa-

cholderschluchten Hohendorf", welches ein charakteristisches Trockental ist, in dem noch Reste alter Hu-

tungsformen, Weidekiefern und Wacholder zu finden sind.“ 

(https://www.bfn.de/landschaftssteckbriefe/oestliche-flaeminghochflaeche) 

2 | 4 Altlasten | Kampfmittel 

Eine Belastung der Böden mit Altlasten oder Kampfmitteln ist nicht bekannt.  

2 | 5 Biotope / Artenschutz 

Für eine artenschutzrechtliche Erstbewertung wurde im Rahmen der Planung eine örtliche Begehung des 

Plangebietes durchgeführt und diese in der Artenschutzrechtliche Vorprüfung mit Stand September 2023 

dokumentiert (Gruenstifter GbR: „Artenschutzrechtliche Vorprüfung - Gemarkung Liepe Flur 1 -“; 

13.10.2023). 

Biotope 

Das Plangebiet ist auf einer Ackerfläche, die durch intensive landwirtschaftliche Nutzung geprägt ist. 

Westlich der Fläche verläuft ein Feldweg mit Feldgehölzen in Nord-Süd-Richtung. Dahinter liegt eine In-

tensivackerfläche. Nördlich, östlich und südlich liegen Forste (Kiefern, Eichen & Buchen) bzw. aufgelichte-

ter Forst (im Geoportal des Landes Brandenburg (CIR-Biotoptypen 2009 – BTLN in Brandenburg) als Bio-

toptyp „Kahlflächen, Rodungen, Blößen; mit Überhältern“ (08261900) ausgewiesen). Im Norden grenzt 

eine weitere Intensivackerfläche an das Untersuchungsgebiet (UG) an. Die Fläche zählt gemäß LAPRO zum 

Verbund störungsarmer Räume. Im Untersuchungsgebiet befinden sich keine nach BNatSchG geschützte 

Biotope/Bestandteile von Natur und Landschaft. Großflächige Schutzgebiete (Landschaftsschutzgebiete, 

Naturschutzgebiete, Schutzgebiete der Vogelschutz-Richtlinie und Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) befin-

den sich nicht im Untersuchungsgebiet. 
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Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

Ein Vorkommen von streng geschützten Pflanzenarten gemäß Anhang IV der FFH-RL kann gemäß Vorprü-

fung im direkten Planungsgebiet ausgeschlossen werden. 

Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

Reptilien 

Während der Begehungen konnten in der Umgebung des UG insgesamt 4 Individuen der Zauneidechse 

sowie 1 Individuum der Waldeidechse festgestellt werden. Die Funde verteilten sich ausnahmslos auf 

Waldränder sowie Wegrandstrukturen. Auf dem direkten Plangebiet konnten keine Reptilien gefunden 

werden. Beeinträchtigungen der lokalen Population sind durch die Baufeldfreimachung und den Bauver-

kehr sowie den temporären Verlust von Lebensräumen zu erwarten (Baulärm, Erschütterungen). Im All-

gemeinen wird aber davon ausgegangen, dass die Störungen nur zeitlich begrenzt auftreten und nach 

Ende der Baumaßnahmen der Lebensraum der Arten durch den Wegfall der Ackernutzung eher vergrö-

ßert wird. 

Fledermäuse 

Während der Begehungen im Untersuchungsgebiet konnten im Bereich der Intensivacker lediglich die 

Arten Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Breitflügelfledermaus (Eptisectus serotinus) sowie Zwerg-

fledermaus (Pipistrellus pipistrellus) festgestellt werden. Die Feldgehölze und Waldränder dienen allen 

vorgefunden Arten als Leitlinien für die Jagd. Quartiere konnten in der Umgebung nicht nachgewiesen 

werden. An einem westlich des Plangebietes gelegenen Feldgehölz (Birke) wurde Quartierpotenzial 

(Baumhöhlen) festgestellt. Aus gutachterlicher Sicht ist durch das Projekt nicht mit einer dauerhaften Be-

troffenheit der vorgefundenen Arten zu rechnen. 

Die Errichtung der geplanten PV-Anlage geht mit der Extensivierung der landwirtschaftlichen Flächen ein-

her. Bei Beachtung der empfohlenen Maßnahmen ist mit einer Erhöhung des Nahrungsangebots und so-

mit einer Verbesserung der Lebensbereiche von Fledermäusen zu rechnen. Es ist darauf zu achten, dass 

Baustellenbeleuchtungen nur in minimal notwendigen Fall Verwendung finden. Auf dauerhafte Beleuch-

tung der Anlage ist zu verzichten, um Dunkelkorridore für Fledermäuse zu erhalten. Bei der Baustellen-

einrichtung ist zusätzlich ein Abstand zum Potenzialbaum einzuhalten und die Unversehrtheit sicherzu-

stellen. 

Weitere Säugetiere 

Die Umgebung des UG wird von zahlreichen Säugetierarten als Lebensraum genutzt. Insbesondere Feld-

wegränder sowie die Forst- und aufgelichteten Forstbereiche stellen dabei wichtige Strukturelemente in 

einer ansonsten ausgeräumten Agrarlandschaft dar. Für die Kleinsäuger kann es zu projektbedingten Be-

einträchtigungen der Wanderungsbewegungen durch die vorgesehenen Umzäunungen der PV-Anlage 

kommen. Aus gutachterlicher Sicht wird die Einrichtung eines Pufferstreifens entlang der Waldkanten 

empfohlen, um ungehinderte Migration von größeren Säugetieren weiterhin zu ermöglichen (Breite: 25 

m). 

Bestand und Betroffenheit der Europäischen Vogelarten nach Art. 1 Vogelschutz-Richtlinie 

Brutvögel 
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Von dem im Jahr 2022 kartierten 21 Vogelarten konnten 15 Arten als revierhaltende Arten im Untersu-

chungsgebiet bzw. der Umgebung nachgewiesen werden. Fünf der nachgewiesenen Arten stehen auf der 

Roten Liste der Brutvögel Deutschlands (2021) bzw. Brandenburgs (2019), 3 Arten stehen auf der Vor-

warnliste. Viele der Arten nutzen die Umgebung des Untersuchungsgebietes als Nahrungsrevier und brü-

ten in den Forsten. Teilweise besteht im Untersuchungsgebiet ein Brutvorkommen bzw. Brutverdacht 

aufgrund von beobachteten Verhaltensweisen innerhalb der Brutzeit der Art. 

Die typischen Arten der offenen Ackerflur sind in der Umgebung des UG vertreten. Die Vorkommen der 

Feldlerche (2 Brutplätze (BP)) und Heidelerche (3 BP) haben eine geringe bzw. mittlere Dichte. Weitere 

vorkommende Offenlandarten sind Goldammer (2 BP) und Grauammer (1 BP). 

Für die Lerchenvorkommen ist eine direkte Betroffenheit durch die Umsetzung des Projektes zu erwarten, 

welche ohne geeignete Vermeidungsmaßnahmen zu einem Bestandsverlust führen könnte. Andere Arten 

wiederum werden durch die Nutzungsextensivierung und Aufgabe der Intensivlandwirtschaft im Rahmen 

des Projektes gefördert. 

Angrenzende Forst- bzw. aufgelichtete Forstbereiche bieten Lebensraum für weitere Arten, wie Wende-

hals und Bluthänfling (jeweils 1 BP). Weitere Arten sind u. a. Baumpieper (1 BP), Buchfink (2 BP), Mönchs-

grasmücke (1 BP), Stieglitz (1 BP) und Zilpzalp (1 BP). Die Strukturen, in denen die Brutvorkommen der 

Arten festgestellt wurden, sind bei Beachtung der empfohlenen Maßnahmen nicht vom Projekt betroffen. 

Eine Beeinträchtigung der zuvor genannten Arten durch die Umwandlung des Intensivackerlandes in PV-

Anlagen ist nicht zu erwarten. 

Eine nahrungssuchende Rohrweihe wurden in der Umgebung des Plangebietes beobachtet. Horststan-

dorte von Greif- und Rabenvögeln konnten in der Umgebung des Plangebietes nicht festgestellt werden. 

(Brut-) Vorkommen von gewässergebundenen Arten, wie Kranichen oder Entenvögeln kann aufgrund feh-

lender Habitatstrukturen ausgeschlossen werden. 

Insbesondere die Forste bzw. aufgelichteten Forstflächen dienen zahlreichen Vogelarten als Lebensstätte 

und Nahrungsquelle. Bei Erhalt dieser Strukturen und Einhaltung von Bauzeitenregelungen, wird die Be-

troffenheit vieler vorgefundenen Arten aufgrund des Projekttyps (PV-Anlage) als temporär eingestuft. Die 

Nutzung des Plangebietes durch Arten, welche auf offene Landwirtschaftsflächen angewiesen sind (z. B. 

Lerchen, Greifvögel), ist durch den geplanten Modulreihenabstand von 3,0 m aus gutachterlicher Sicht 

weiterhin gewährleistet. 

Rast- und Zugvögel 

Bei den Begehungen im Jahr 2022 konnten keine Rast- und Zugvogelarten im Untersuchungsgebiet oder 

der näheren Umgebung nachgewiesen werden. Die Fläche besitzt auf Grundlage der Begehungen und 

nach Sichtung der Ergebnisse früherer Kartierungen in der Umgebung nur eine sehr geringe Bedeutung 

für länger rastende Arten. 

Fazit 

Von einer erheblichen Betroffenheit von Lerchen und Greifvögeln ist aufgrund der geplanten Modulrei-

henabstände von 3 m, verbleibenden offenen, extensiv gepflegten Bereichen innerhalb der PV-Anlage 

und geplanten Naturschutzflächen mit einer Breite von 25 m entlang des Forstes bzw. den aufgelichteten 

Forstflächen nicht zu rechnen. Durch die allgemeine Extensivierung des Plangebietes ist zudem von einer 

Erhöhung des Nahrungsangebots für die im Untersuchungsgebiet und der Umgebung vorkommenden Vo-

gelarten auszugehen.  
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Durch eine gewährleistete Bodenfreiheit der geplanten Umzäunung von > 15 cm kann eine Fragmentie-

rung von Habitaten (Kleinsäuger, Jungvögel, Reptilien, Amphibien) vermieden werden. Für Großsäuger 

verbleiben durch die Naturschutzflächen mit einer Breite von 25 m entlang des Forstes bzw. den aufge-

lichteten Forsten ausreichende Korridore für Wanderungen.  

Im Rahmen der Errichtung der PV-Anlage sollten aus gutachterlicher Sicht angrenzende Feldgehölze und 

Feldwegränder geschützt werden. Diese sind wichtige Rückzugsorte und Lebensräume für eine Vielzahl 

von Arten. 

Beeinträchtigungen der lokalen Zauneidechsenpopulation sind durch die Baufeldfreimachung und den 

Bauverkehr sowie den temporären Verlust von Lebensräumen zu erwarten (Baulärm, Erschütterungen). 

Im Allgemeinen wird aber davon ausgegangen, dass die Störungen nur zeitlich begrenzt auftreten und 

nach Ende der Baumaßnahmen der Lebensraum der Arten durch den Wegfall der Ackernutzung eher ver-

größert wird. Um Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG (Tötungsverbot) zu ver-

meiden, wird die Errichtung von Reptilienschutzzäunen entlang potenzieller Lebensräume (abhängig von 

dem Zeitpunkt der Baufeldfreimachung) empfohlen.  

Eine Betroffenheit von Fledermäusen ist projektspezifisch nicht zu erwarten (keine Entnahme von Habi-

tatbäumen). 

Weitere zu prüfende Artengruppen fehlen entweder weitläufig um das Plangebiet oder finden hier keine 

geeigneten Habitatbedingungen. 

Im Plangebiet besteht mit der Errichtung von traditionellen Photovoltaikfreiflächenanlagen auf landwirt-

schaftlichen Vorranggebieten ein gesetzlicher Nutzungskonflikt. Die Regionale Planungsgemeinschaft Ha-

velland-Fläming führt dazu aus: „Es muss eine Abwägung zwischen Nahrungsmittelproduktion bzw. Ener-

gieproduktion durch Biomasse oder PV-Anlage stattfinden“ (2021). Um diese Diskrepanz und auch arten-

schutzrechtliche Belange und Verbotstatbestände zu berücksichtigen, ist die Errichtung einer PV-Freiflä-

chenanlage mit kleinbäuerlicher Tierhaltung geplant. Die Anlage bietet die Möglichkeit, Flächen weiterhin 

landwirtschaftlich zu nutzen (kleinbäuerliche Tierhaltung) bzw. gegenüber herkömmlicher Intensivbewirt-

schaftung gleichzeitig strukturelle Vielfalt und Biodiversität zu fördern. In den Naturschutzflächen können 

Reptilienhabitate und Blühstreifen erhalten bzw. eingerichtet werden. Durch diese vielfältigen Strukturen 

wird die Artenvielfalt gestärkt und es bleiben Rückzugsräume für Flora und Fauna erhalten (Planungsge-

meinschaft Havelland-Fläming 2021). Belange von Naturschutz, Energie- und Nahrungsproduktion können 

so miteinander vereint werden. 

2 | 6 Denkmalschutz  

Es sind keine Denkmale oder Bodendenkmale im FNP-Änderungsbereich bekannt. In ihrer im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

vorgebrachten Stellungnahme gab das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-

sches Landesmuseum an, dass im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmale im Sinne des Gesetzes 

über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl. 

Bbg. 9, 215 ff) §§ 1 (2), 2 (1)-(2) registriert sind.  

Ungeachtet dessen können im Zuge von Erdarbeiten aller Art noch nicht registrierte Bodendenkmale ent-

deckt werden. In diesen Fällen gilt BbgDSchG § 11, wonach entdeckte Bodendenkmale bzw. Funde (Stein-

setzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegen-

stände u. Ä.) unverzüglich der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen 

Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen sind. Die 
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Entdeckungsstätte und die Funde sind bis zum Ablauf einer Woche unverändert zu erhalten, damit fach-

gerechte Untersuchungen und Bergungen vorgenommen werden können. Gemäß BbgDSchG § 11 Abs. 2 

kann die Denkmalschutzbehörde diese Frist um bis zu 2 Monate verlängern, wenn die Bergung und Doku-

mentation des Fundes dies erfordert. Besteht an der Bergung und Dokumentation des Fundes aufgrund 

seiner Bedeutung ein besonderes öffentliches Interesse, kann die Frist auf Verlangen der Denkmalfach-

behörde um einen weiteren Monat verlängert werden. Die Denkmalfachbehörde ist berechtigt, den Fund 

zur wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz zu nehmen (BbgDSchG § 11Abs. 4). Die/der Veranlasser/in 

des Eingriffs in das Bodendenkmal hat die Kosten der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des Zu-

mutbaren zu tragen (BbgDSchG § 7 Abs. 3). 

3 | Planerische Ausgangssituation / weitere rechtliche Rahmenbedingungen 

3 | 1 Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung/Regionalplanung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Bauleitpläne den übergeordneten Grundsätzen und Zie-

len der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Neben allgemeinen Vorgaben aus dem Raumord-

nungsgesetz (ROG) des Bundes sind im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung insbesondere Landes-

entwicklungs- und Regionalpläne zu beachten. 

Die für eine Überprüfung der Planinhalte maßgeblichen gesetzlichen Grundlagen bilden die im Landes-

entwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007 vom 18.12.2007 (GVBI. I/07, Nr. 17)) und im Landesentwick-

lungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR vom 29.04.2019 (GVBI. II/19, Nr. 35)) festgeleg-

ten Grundsätze und Ziele der Raumordnung. Der LEP HR ist am 01.07.2019 in Kraft getreten und hat die 

bisher geltenden Regelungen aus dem Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) abgelöst. 

Folgende Ziele der Raumordnung sind als sonstige Erfordernisse bei der Aufstellung dieses Bebauungs-

plans zu berücksichtigen: 

Landesentwicklungsprogramm 2007 – Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEPro 2007) 

Die Festlegungen des Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) beschränken sich auf raumbe-

deutsame Aussagen und sind als Grundsätze der Raumordnung ausgestaltet. Sie sind Grundlage für die 

Konkretisierung (Grundsätze und Ziele der Raumordnung) auf nachfolgenden Planungsebenen, insbeson-

dere des Landesentwicklungsplans Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) und der Regionalpläne. 

Gemäß dem LEPro 2007 § 2 Abs. 3 wird dem Ausbau neuer Wirtschaftsfelder im ländlichen Raum eindeu-

tig zugesprochen. Dazu zählt die europaweite und nationale Neuausrichtung auf die Erzeugung regenera-

tiver Energien (Windenergie, Solarenergie, Biomasse). Im Anhang 2 zum Umweltbericht des LEPro2007 

wird die positive Auswirkung auf Klima und Luft durch die Förderung regenerativer Energien in ländlichen 

Räumen hervorgehoben. „Durch die Neuausrichtung der Landwirtschafts- und Energiepolitik auf europä-

ischer und nationaler Ebene verschiebt sich die Bedeutung der ländlich geprägten Räume von der Primär-

produktion von Nahrungsmitteln auf die Erzeugung regenerativer Energien (Windenergie, Solarenergie, 

Biomasse) […]“ (Begründung zu § 2 (3); LEPro 2007) Die wesentlichen Wertschöpfungspotenziale der länd-

lichen Räume sollen zukunftsweisend durch „technologische Innovationen und daran anknüpfende Pro-

duktionspotenziale insbesondere in den Technologiebereichen der Energie […] erschlossen und weiter-

entwickelt werden“. (Begründung zu § 2 (3); LEPro 2007) 

Der Grundsatz 4 Abs. 2 des LEPro 2007 sagt aus, dass durch eine nachhaltige und integrierte ländliche 

Entwicklung die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, die touristischen Potenziale, die Nutzung 
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regenerativer Energien und nachwachsender Rohstoffe in den ländlichen Räumen als Teil der Kulturland-

schaft weiter entwickelt werden sollen. Große Flächenanteile der Hauptstadtregion werden in ihrem Er-

scheinungsbild maßgeblich von Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft geprägt und beeinflussen über ihren 

umfangreichen Flächenbezug ganz wesentlich Vielfalt und Charakter der Kulturlandschaften. Strukturver-

änderungen und Flächenansprüche ergeben sich verstärkt durch die Verschiebung der Primärproduktion 

von Nahrungsmitteln auf die Erzeugung regenerativer Energie (Windenergie, Solarenergie, Biomasse) und 

den Anbau nachwachsender Rohstoffe. Zunehmend müssen auch ökologische Leistungen wie die Bereit-

stellung qualitativ hochwertiger Trinkwasserressourcen, der Erhalt der biologischen Vielfalt und Klima-

schutzanforderungen erbracht werden. In diesem Sinne wird die Kulturlandschaftsentwicklung als eine 

Strategie zur Minderung von Strukturproblemen vor allem in strukturschwachen Regionen Brandenburgs 

begriffen, die dazu beitragen soll, die regionalen Entwicklungspotenziale wirksamer auszuschöpfen und 

gleichzeitig die kulturlandschaftlichen Besonderheiten zu bewahren bzw. die Kulturlandschaften gezielt 

in Wert zu setzen. (aus der Begründung zu § 4 (2); LEPro 2007) 

Ergänzend hierzu legt der Grundsatz 6 Abs. 1 LEPro 2007 die Sicherung und Entwicklung der Naturgüter 

Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt in ihrer Funktions- und Regenerationsfähigkeit sowie ihrem 

Zusammenwirken fest. Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden. Entspre-

chend der raumordnerischen Leitvorstellung zur nachhaltigen Raumentwicklung sollen die sozialen und 

wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang gebracht und 

eine dauerhafte und großräumig ausgewogene Ordnung geschaffen werden. 

Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass die natürlichen Lebensgrundlagen dauerhaft auch für 

nachfolgende Generationen gesichert werden. Zu den natürlichen Lebensgrundlagen zählen vor allem die 

in komplexen Ökosystemen zusammenwirkenden Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tier-

welt, die auf eine Veränderung der Rahmenbedingungen teilweise sehr sensibel reagieren. Entsprechend 

umsichtig müssen Nutzungsänderungen und Planungen vorgenommen werden, damit auch künftig die 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes erhalten bleibt. Dies gilt insbesondere für den Schutz der Trink-

wasserressourcen und auch hinsichtlich der Anforderungen des globalen Klimaschutzes (Umsetzung des 

Kyoto-Protokolls). Gewährleistet wird dies insbesondere durch hohe Umweltstandards und die konse-

quente Anwendung der umwelt- und naturschutzrechtlichen Prüfverfahren sowie Maßnahmen zur Redu-

zierung klimaschädlicher Treibhausgase. (aus der Begründung zu § 6 (1); LEPro 2007) 

Die Planung entspricht den Festlegungen (Grundsätzen der Raumordnung) des Landesentwicklungspro-

gramms 2007. Vor allem durch den Anhang 2 zum Umweltbericht LEPro 2007 werden die erheblichen und 

insbesondere positiven Auswirkungen deutlich gemacht. 

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) 

Der aus dem LEPro abgeleitete LEP HR trifft als Rechtsverordnung der Landesregierungen mit Wirkung für 

das jeweilige Landesgebiet Festlegungen in textlicher und zeichnerischer Form zur Steuerung der Sied-

lungs- und Freiraumentwicklung. Die Festlegungen sind in Z (Ziele – verbindliche Vorgaben der Raumord-

nung) und G (Grundsätze – allgemeine Vorgaben der Raumordnung für nachfolgende Abwägungs- und 

Ermessensentscheidungen) gegliedert. 

Im LEP HR werden textliche Festsetzungen zu folgenden Themen getroffen: 

∙ Hauptstadtregion, 

∙ Wirtschaftliche Entwicklung, Gewerbe und großflächiger Einzelhandel, 

∙ Zentrale Orte, Grundversorgung und Grundfunktionale Schwerpunkte, 

∙ Kulturlandschaften und ländliche Räume, 
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∙ Siedlungsentwicklung, 

∙ Freiraumentwicklung, 

∙ Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung, 

∙ Klima, Hochwasser und Energie, 

∙ Interkommunale und regionale Kooperation. 

Gemeinsam bilden die Länder Berlin und Brandenburg unter dem Namen „Hauptstadtregion“ eine ein-

heitliche Metropolregion. Unter diesem gemeinsamen Dach ergänzen sich die Stärken und Chancen ihrer 

Teilräume. Die Stadt Dahme/Mark ist gemäß LEP HR Strukturraumbestandteil des weiteren Metropolen-

raumes der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg. Der weitere Metropolenraum wird geprägt von den 

drei Oberzentren Cottbus/Chóśebuz, Brandenburg an der Havel und Frankfurt (Oder), verdichteten Räu-

men in der alten Industrie- und Bergbauregion der Lausitz, kleinen und mittleren Städten und ländlichen 

Gebieten. 

Die Festlegungskarte des LEP HR enthält für den Änderungsbereich keine flächenbezogenen Darstellun-

gen. 

Für die Planung des Bebauungsplans -Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe- 

der Stadt Dahme/Mark sind insbesondere folgende Ziele und Grundsätze der Raumordnung relevant: 

2 – Wirtschaftliche Entwicklung 

Grundsatz 2.1: In Räumen mit starkem wirtschaftlichem Strukturwandel (zum Beispiel durch die Neu- 

  ausrichtung der Energiepolitik) sollen neue Wirtschaftsfelder erschlossen und entwickelt 

  werden. 

4 – Kulturlandschaft 

Grundsatz 4.3: Die ländlichen Räume sollen so gesichert und weiterentwickelt werden, dass sie einen  

  attraktiven und eigenständigen Lebens- und Wirtschaftsraum bilden. Neben der Siche- 

  rung von traditionellen Erwerbsquellen ist deren Ergänzung durch nachhaltige, neu Ent-

  wicklungsoptionen erforderlich. Dabei kommt zunehmend der Energieerzeugung eine  

  maßgebliche Rolle zu. Die in Deutschland eingeleitete Energiewende bietet die Chance, 

  auch dort, wo es ansonsten nur geringe wirtschaftliche Entwicklungspotenziale gibt, am 

  Wirtschaftskreislauf teilzunehmen. 

6 – Freiraumentwicklung 

Grundsatz 6.1: Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalität erhalten und entwickelt wer -

  den. Bei Planungen und Maßnahmen, die Freiraum in Anspruch nehmen oder neu zer- 

  schneiden, ist den Belangen des Freiraumschutzes besonderes Gewicht beizumessen.  

  Der landwirtschaftlichen Bodennutzung ist bei der Abwägung mit konkurrierenden Nut-

  zungsansprüchen besonderes Gewicht beizumessen.  

8 – Klima, Hochwasser und Energie 

Grundsatz 8.1: Zur Vermeidung und Verminderung des Ausstoßes klimawirksamer Treibhausgase soll  

  eine räumliche Vorsorge für klimaneutrale Energieversorgung, insbesondere durch er- 

  neuerbare Energien, getroffen werden. 

Mit Schreiben vom 18. Oktober 2023 und im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sons-

tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB teilte die Gemeinsame Landesplanungsabtei-

lung mit, dass Ziele der Raumordnung dem Projekt nicht entgegenstehen. 
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Regionalplan Havelland-Fläming 2020 

Der Regionalplan Havelland-Fläming 2020 bildet eine wesentliche Grundlage für eine nachhaltige und in-

tegrierte Entwicklung der Planungsregion. Den aktuellen Herausforderungen des demographischen Wan-

dels und den Zielen der Energiestrategie des Landes Brandenburg wird der Regionalplan ebenso gerecht 

wie dem Schutz von Natur und Landschaft. 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming ist nach § 4 Absatz 2 des Gesetzes zur Regional-

planung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPlG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 08. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2021 (GVBI. I Nr. 19), 

Trägerin der Regionalplanung in der Region Havelland-Fläming. Ihr obliegt die Aufstellung, Fortschrei-

bung, Änderung und Ergänzung des Regionalplans als übergeordnete und zusammenfassende Landespla-

nung im Gebiet der Region. 

Mit seiner Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 43 ist der Regionalplan „Havelland-Fläming 2020“ am 

30.10.2015 in Kraft getreten. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil vom 

05.07.2018 den Regionalplan „Havelland-Fläming 2020“ für unwirksam erklärt. Die Regionale Planungs-

gemeinschaft Havelland-Fläming (RPG HF) hatte Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ein-

gelegt. 

Am 21.03.2019 wies das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde zurück. Diese Entscheidung ist der 

RPG HF am 02.05.2019 zugegangen. Damit ist das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg 

über die Unwirksamkeit des Regionalplans rechtskräftig. 

Auf ihrer 11. Sitzung am 27.06.2019 in Michendorf hat die Regionalversammlung der Regionalen Pla-

nungsgemeinschaft Havelland-Fläming die Aufstellung des Regionalplans Havelland-Fläming 3.0 beschlos-

sen. Der Aufstellungsbeschluss wurde im Amtsblatt für Brandenburg Nummer 28 vom 24.07.2019 bekannt 

gemacht. 

Der Regionalplan Havelland-Fläming 3.0 soll insbesondere textliche und zeichnerische Festlegungen tref-

fen: 

∙ zur Daseinsvorsorge und Siedlungsentwicklung,  

∙ zum vorbeugenden Hochwasserschutz,  

∙ zur räumlichen Steuerung von raumbedeutsamen Windenergieanlagen,  

∙ zur Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe,  

∙ zur landwirtschaftlichen Bodennutzung und  

∙ zum Freiraum.  

In der Sitzung der Regionalversammlung am 18.11.2021 wurde der Entwurf des Regionalplans Havelland-

Fläming 3.0 gebilligt und die Durchführung des Beteiligungsverfahren beschlossen. Das öffentliche Betei-

ligungsverfahren endete am 9. Juni 2022. Der Regionalplan Havelland-Fläming 3.0 liegt nunmehr als raum-

konkreter Entwurf vor. Die im Entwurf enthaltenen Zielfestlegungen sind damit als in Aufstellung befind-

liche Ziele der Raumordnung anzusehen, die nach § 4 Abs. 1 ROG als sonstige Erfordernisse der Raumord-

nung in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen sind. 

Der Regionalplan-Entwurf sieht für den Geltungsbereich des Bebauungsplans eine Festlegung als „Vor-

ranggebiet für die Landwirtschaft“ gemäß Ziel 2.4 RegPl H-F 3.0 vor. 

Die angestrebte räumliche Entwicklung für die Region Havelland-Fläming wird durch Sachliche Teilregio-

nalpläne weiter konkretisiert. Gemäß den Zielstellungen des LEP HR werden die Regionalen Planungsge-

meinschaften aufgefordert diese zu erstellen. Dieser Aufforderung ist die Regionale 
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Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming mit der Erstellung des Sachlichen Teilregionalplans „Grund-

funktionale Schwerpunkte“ sowie des Sachlichen Teilregionalplans „Windenergienutzung 2027“ nachge-

kommen.  

Der Sachliche Teilregionalplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ trat mit Bekanntmachung der Geneh-

migung im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 51 am 23. Dezember 2020 in Kraft. Für das Plangebiet werden 

keine Festsetzungen getroffen.  

Der Sachliche Teilregionalplan „Windenergienutzung 2027“ wurde durch die Regionalversammlung Ha-

velland-Fläming in ihrer Sitzung am 06. Juni 2024 als Satzung beschlossen. Das Plangebiet befindet sich im 

5-km Umkreis um Vorranggebiete für die Windenergienutzung (Kriterium B30). Die Festlegung von Ab-

standsbereichen zwischen den Vorranggebieten soll eine ausgewogene räumliche Verteilung der Stand-

orte von Windenergieanlagen gewährleisten und verhindern, dass diese als den Landschaftsraum domi-

nierende Nutzung wahrgenommen werden.  

3 | 2 Überörtliche und örtliche Fachplanungen 

Landschaftsplan Amt Dahme/Mark  

Für die zum Amt Dahme/Mark gehörenden Gemeinden Dahmethal, Ihlow und Stadt Dahme/Mark liegt 

ein gemeinsamer Landschaftsplan mit Stand 2013 vor. Dieser wurde 2019 für den Bereich des Bebauungs-

plans -Gewerbegebiet Heinsdorf-Lieper Weg- der Stadt Dahme/Mark teilfortgeschrieben. Der Land-

schaftsplan stellt die für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Na-

turschutzes und Landschaftspflege dar und wurde auf Grundlage des Landschaftsprogramms des Landes 

Brandenburg und des Landschaftsrahmenplans des Landkreises Teltow-Fläming erstellt. Mit der Aufstel-

lung wird das Ziel verfolgt, einen ökologisch intakten und zugleich erlebniswirksamen Landschaftsraum 

langfristig zu sichern und werden Maßnahmen aufgezeigt, die dem Schutz, der Pflege und der Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft dienen. 

Für den Bereich der 4. Änderung des Flächennutzungsplans wird der Landschaftsplan derzeit parallel zum 

Änderungsverfahren fortgeschrieben. Der teilfortgeschriebene Landschaftsplan liegt im Entwurf vor. Das 

vormals als Fläche für Landwirtschaft dargestellte Gebiet wird nunmehr – entsprechend der Festsetzung 

des Bebauungsplans – als Sondergebiet für Photovoltaik und Batteriespeicher ausgewiesen. Die im Gebiet 

verorteten Kompensationsmaßnahmen M8 und M9 sind in der Karte ergänzt.  

Außerhalb des Plangebietes, direkt an dieses angrenzend, sind die mit M37 und M38 gekennzeichneten 

Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. Die Umsetzung der Maß-

nahmen bleiben von der Änderung des Landschaftsplans unberührt und weiterhin möglich.  
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4 | Begründung der Änderung 

4 | 1 Flächennutzungsplan 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, „ ... Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 

es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.” Im Rahmen der vorbereitenden Bau-

leitplanung ist die Stadt Dahme/Mark dieser Forderung durch die Aufstellung eines Flächennutzungsplans 

(FNP) nachgekommen. Im zurzeit gültigen FNP der Stadt Dahme/Mark von 2015 ist das Plangebiet als 

Landwirtschaftsfläche dargestellt. Im Grenzbereich des Geltungsbereiches des vorliegenden FNP befinden 

sich lineare Maßnahmenflächen zur Pflege/Entwicklung der Landwirtschaft sowie Flächen für Wald. 

 

 
Bild 2 | Ausschnitt aus dem zurzeit gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Dahme/Mark und Ortsteile (2015), o. M. 
 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung einer PV-Freiflächenanlage sowie Batterie-

speichern zu schaffen, ist der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungs-

plans -Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe- der Stadt Dahme/Mark zu än-

dern.  

Ziel der FNP-Änderung ist, für den für das Projekt erforderlichen Teil, eine Sonderbaufläche mit der Kenn-

zeichnung -Photovoltaik und Batteriespeicher- darzustellen. Darüber hinaus sollen die im Bebauungsplan 

festgesetzten Ausgleichsflächen als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft im Flächennutzungsplan aufgenommen werden. Gleiches gilt für die 

darauf zu verortenden Kompensationsmaßnahmen M8 und M9. Die konkreten Maßnahmen werden im 

Bebauungsplan festgesetzt und im Umweltbericht erläutert (siehe Kapitel B). Die angrenzenden linearen 

Maßnahmenflächen zur Pflege/Entwicklung der Landwirtschaft sowie die Flächen für Wald bleiben wei-

terhin erhalten. 

Die Fläche wird in sich differenziert durch die Planzeichen gekennzeichnet und als Sonderbaufläche (SO) 

-Photovoltaik und Batteriespeicher-, bzw. Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen. 
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Die verkehrstechnische Erschließung regelt sich über das bereits vorhandene landwirtschaftliche Nutz-

wege- und öffentliche Straßennetz. Es müssen keine weiteren Wege angelegt werden, unter Umständen 

kann eine Ertüchtigung der bestehenden Wege notwendig werden. 

Das anfallende Regenwasser soll flächenhaft auf dem Grundstück über die belebte Bodenschicht versi-

ckern. Ein Anschluss an die öffentlichen Ver- und Entsorgungseinrichtungen ist nicht erforderlich. 

Lediglich eine Kabelführung zu dem nächstgelegenen Einspeisepunkt wird erforderlich. Die geplante Maß-

nahme beinhaltet eine weitgehende Ausnutzung des Grundstücks durch eine PV-Freiflächenanlage. Die 

von der PV-FFA sowie den Batteriespeichern überbauten Flächen werden zum Schutz der Anlagen um-

zäunt. Im Geltungsbereich des parallel aufgestellten Bebauungsplans verbleiben im Osten sowie im Süden 

mit der Festsetzung von Flächen bzw. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft größere Flächen, außerhalb der Umzäunung, die als extensives Grünland zu entwi-

ckeln sind und somit eine ökologische Ausgleichsfunktion übernehmen. 

Standortalternativen konnten nicht ermittelt werden. Eine Wiedernutzbarmachung von brachliegenden 

Flächen für eine Fläche zur Nutzung erneuerbarer Energien kommt in Dahme/Mark nicht in Betracht, da 

es keine in dieser Größenordnung verfügbaren, zusammenhängenden Brachflächen im weiteren Umfeld 

gibt. 

Durch das Vorhaben ist ein Eingriff in Natur und Landschaft verbunden, so dass Auswirkungen auf Flora 

und Fauna zu erwarten sind. Die voraussichtlichen Umweltauswirkungen werden schutzgutbezogen in der 

Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB geprüft und im Umweltbericht, der Teil der Begründung ist, 

gemäß § 2a BauGB beschrieben und bewertet (siehe Kapitel B). 

 

 
Bild 3 | Flächennutzungsplan der Stadt Dahme/Mark, Entwurf 2023 Änderungsbereich (o. M.) 
  

Gemäß § 8 Abs. 3 BauGB kann mit der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung eines Bebau-

ungsplans gleichzeitig auch der Flächennutzungsplan aufgestellt, geändert oder ergänzt werden (Parallel-

verfahren). Der Bebauungsplan kann vor dem Flächennutzungsplan bekannt gemacht werden, wenn nach 

dem Stand der Planungsarbeiten anzunehmen ist, dass der Bebauungsplan aus den künftigen Darstellun-

gen des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird. Der Bebauungsplan bedarf bei vorzeitiger Aufstellung 

für seine Wirksamkeit der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde gemäß § 10 Abs. 2 BauGB. Die 

SO    Photovoltaik und 

Batteriespeicher 
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Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung zu erteilen, wenn der Bauleitplan ordnungsgemäß zustande 

gekommen und auch inhaltlich rechtmäßig ist. Die Genehmigung des Bebauungsplans ist ortsüblich be-

kannt zu machen. 

4 | 2 Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche 

Aufgrund der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen sind die vorliegenden Planungsziele mit 

den Belangen der Landwirtschaft in Einklang zu bringen. Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und 

Boden sparsam und schonend umzugehen. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruch-

nahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbeson-

dere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innen-

entwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen. Gleichzeitig sol-

len landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in einem notwendigen Umfang umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 

S. 2 BauGB). Diese Grundsätze sollen in die abwägende Entscheidung einbezogen werden. 

Vorliegend werden ausschließlich landwirtschaftlich genutzte Flächen mit einem mittleren Ertragspoten-

tial mit Bodenwerten von durchschnittlich 22 Bodenpunkten überplant. Mit Verweis auf die besondere 

wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft soll die hier geplante Energieerzeugung aus solarer Strah-

lungsenergie als Zwischennutzung auf die Betriebsdauer der Photovoltaikanlage einschließlich der Auf- 

und Abbauphase begrenzt werden. Durch die geplante fixe Aufständerung der Module mittels Rammpfos-

ten ist keine dauerhafte Versiegelung des Bodens erforderlich. Gleiches gilt für die alternativ vorgesehene 

Verwendung von Solartrackern, deren Aufständerung – analog zu einer festen Aufständerung – ebenfalls 

mittels Rammfundamenten erfolgt.  

Um das landwirtschaftliche Ertragsvermögen der einbezogenen Ackerflächen besser bewerten zu können, 

erfolgte eine Flächenanalyse unter Einbeziehung der amtlichen Ackerzahlen des Landesamtes für Ländli-

che Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF). Die Bodenzahlen für Acker verdeutlichen die 

durch die Bodenbeschaffenheit (Bodenarten, geologische Herkunft, Zustandsstufen) bedingten Ertrags-

unterschiede. Aus den Amtlichen Ackerzahlen und den jeweiligen Flächenanteilen innerhalb des Pla-

nungsraumes lässt sich ein gewichteter Mittelwert der Ackerzahlen ermitteln, welcher dann als weitere 

Bewertungsgrundlage des landwirtschaftlichen Ertragsvermögens in die Planung einfließt. 

Es ergibt sich im Geltungsbereich ein gewichteter Mittelwert von 22 Bodenpunkten. Die Region Havelland-

Fläming verfügt überwiegend über noch ertragsärmere Böden als der Brandenburger Durchschnittswert 

von 32. Der gewichtete Mittelwert von 22 Bodenpunkten im Geltungsbereich macht das umso mehr an-

schaulich. Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige Ausformung einer 

bedarfsgerechten und ressourcenschonenden Landwirtschaft mit anderen öffentlichen Belangen (hier: 

solarer Strahlungsenergie) in Einklang gebracht werden kann. 

Gemäß § 2 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2021) gilt 

folgender Grundsatz: „Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanla-

gen liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die Strom-

erzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vorran-

giger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden.“ 

Für den jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb bzw. den entsprechenden Flächeneigentümer als Partner 

der Investitionsabsichten besteht für die Betriebsdauer der Freiflächen-Photovoltaikanlage aufgrund der 

zu erwartenden Pachteinnahmen die Zusicherung regelmäßiger Einkünfte als Ausgleich für nicht kalku-

lierbare Ernteeinbußen oder Ausfälle durch klimatische Einflüsse. 
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Des Weiteren konnten keine Standortalternativen ermittelt werden. Eine Wiedernutzbarmachung von 

brachliegenden Flächen für eine Fläche zur Nutzung erneuerbarer Energien kommt in Dahme/Mark nicht 

in Betracht, da es keine in dieser Größenordnung verfügbaren, zusammenhängenden Brachflächen im 

weiteren Umfeld gibt. Die Wirtschaftlichkeit für den Anlagenbetreiber ist bei sehr kleinen, ungünstig ge-

schnittenen oder teilverschatteten Flächen erschwert. Fehlende Konversionsflächen, die Flächenkonkur-

renz mit Wohn- und Gewerbenutzung, sowie die zu beachtende Blendwirkung der Module erschweren 

ebenso eine Errichtung von Photovoltaik-Anlagen in Ortslagen oder anderen Siedlungsbereichen im Rah-

men der Innenentwicklung. Zudem wird der Intensivacker im Plangebiet vollständig extensiviert, was eine 

großflächige Aufwertung darstellt. Während der Nutzung der Fläche zur Energieerzeugung erfolgen keine 

weiteren Bodenbearbeitungen, keine Düngung und kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln aber eine Be-

weidung mit Tieren (z. B. Hühnern, Schafen, Bienen). Die Fläche wäre nach dem Rückbau des Solarparks 

wieder als landwirtschaftliche Fläche nutzbar. 

Das Projekt trägt also im besonderen Maße zur Existenzsicherung von landwirtschaftlichen Betrieben bei. 

Richtschnur der deutschen und europäischen Energiepolitik ist das energiepolitische Zieldreieck aus Ver-

sorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Umweltverträglichkeit. Die dargelegten Planungsabsichten und die 

in § 2 EEG 2021 formulierte besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien lassen zum derzeitigen 

Planungsstand keinen Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung erkennen. 

4 | 3 Flächenbilanz 

 

Allgemeine Nutzung Festgesetzte Nutzung Flächengröße 
(m²) 

Baugebiet Grundfläche Sonderbaufläche -Photovoltaik und Batteriespeicher- 222.221 

Grünflächen Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

28.041 

Geltungsbereich gesamt  250.262 
Tabelle 1 | Flächenbilanz Nutzungsarten 
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B Umweltbericht 

Die durch den Bebauungsplan getroffenen städtebaulichen Festsetzungen stellen gemäß § 14 BNatSchG 

einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird für die Belange des Umwelt-

schutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussicht-

lichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewer-

tet werden.  

1 | Einleitung 

1 | 1 Anlass und Aufgabenstellung 

Der Solarparkentwickler Solarpark Heinsdorf GmbH beabsichtigt in der Gemarkung Liepe, Flur 1, auf den 

Flurstücken 111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 118 & 182, die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikan-

lage und Batteriespeicher auf einer 222.523 m2 großen intensiv-landwirtschaftlich genutzten Ackerfläche. 

Im Sinne der Gesetzgebung hat der Auftraggeber die Erstellung eines Umweltberichts als eigenständigen 

Teil der Begründung des Bebauungsplans beauftragt (Aufstellung des Bebauungsplans „Sondergebiet So-

larpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe“).  

Mit dem Vorhaben wird der aktuellen Umwelt- und Energiepolitik Deutschlands mit dem Ziel einer nach-

haltigen Energieversorgung Rechnung getragen. Grundlage dafür ist die Novellierung des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes (EEG) im Jahr 2023. 

Vorteile der Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen gegenüber anderen Formen der Energieerzeu-

gung sind eine geringe Emissionsbelastung (z. B. Lärm, Geruch, Abfall) und Wartungsintensität sowie eine 

lange Nutzungsdauer bei nur äußerst geringem Rohstoffeinsatz während des Betriebs. Nach Ende der 

Laufzeit kann die Fläche durch den Anlagenrückbau sowie Ressourcenrückgewinnung ohne Einschränkun-

gen anderen Nutzungstypen zugeführt werden. 

Der Umweltbericht stellt insbesondere die ermittelten Belange des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege im Sinne des BauGB dar. Dabei wird die Verträglichkeit des geplanten Vorhabens mit den Schutz-

gütern geprüft und die zu erwartenden erheblichen oder nachhaltigen Umweltauswirkungen bewertet. 

Die zu berücksichtigen Belange sind BauGB §1 (6) Nr. 7 und §1a zu entnehmen. Die Fortschreibung des 

Umweltberichts im Laufe des Verfahrens ist vorgesehen. 

Gemäß den Vorgaben zur „Umweltprüfung bzw. der Eingriffsregelung für die Errichtung von PV-Anlagen“ 

sind für die Bewertung des gegenwärtigen Zustands von Natur und Landschaft sowie die Eingriffsprog-

nose, insbesondere die Schutzgüter Landschaftsbild, Boden, Wasser, Klima/Luft sowie Arten und Lebens-

gemeinschaften zu beachten. 

1 | 2 Rechtliche Grundlagen 

Umweltbericht 

Zur Notwendigkeit und Durchführung des Umweltberichts heißt es im BauGB (1. Kapitel – Allgemeines 

Städtebaurecht (§§ 1 - 135c) 1. Teil - Bauleitplanung (§§ 1 - 13) 1. Abschnitt - Allgemeine Vorschriften (§§1 

- 4c)) unter § 2a „Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht“ in der neugefassten Vorschrift 

durch das Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU - Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz 

Bau - EAG Bau) vom 24.6.2004: 
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Im Aufstellungsverfahren ist dem Entwurf des Bauleitplans eine Begründung beizufügen. In dieser sind 

entsprechend dem Stand des Verfahrens 

1. die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Vorhabens und 

2. in dem Umweltbericht nach der Anlage zu diesem Gesetzbuch die auf Grund der Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Der Umweltbericht 

bildet einen gesonderten Teil der Begründung. 

Baugesetzbuch 

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz in §1a BauGB heißt es u.a.: 

(1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz anzuwen-

den. 

(2) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung 

der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung 

der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere 

Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu be-

grenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen 

Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind nach § 1 Abs. 7 in der Abwägung 

zu berücksichtigen.  

(3) Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbil-

des sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 1.1.3 Abs. 6 Nr. 7 

Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in 

der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. ... Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe 

bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Nach Bundesnaturschutzgesetz sind die, durch die Überbauung derzeit noch offener Flächen, zu erwar-

tende Eingriffe in Natur und Landschaft zu vermeiden, zu minimieren bzw. auszugleichen. 

§ 14 Abs. 1 BNatSchG stellt den Eingriffstatbestand wie folgt dar: 

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung 

von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 

Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschafts-

bild erheblich beeinträchtigen können. 

Die Verpflichtung vermeidbare Eingriffe im Sinne des BNatSchG zu unterlassen und unvermeidbare Ein-

griffe auszugleichen bzw. Ersatzmaßnahmen durchzuführen ergibt sich aus § 15. Im § 18 Abs. 1 BNatSchG 

ist das Verhältnis von naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung zu den Bestimmungen der Bauleitplanung 

geregelt: 

Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von Satzun-

gen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist 

über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu ent-

scheiden. 

Bei der Auswahl und Festlegung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen ist § 15(3) BNatSchG 

zu berücksichtigen: 
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(3) Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind für die land-

wirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. 

Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung, durch 

Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnah-

men, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht 

werden kann, um möglichst zu vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung genommen werden. 

Weitere relevante Gesetzgebungen und Richtlinien sind in Tabelle 2 dargestellt. 

Tabelle 2: Relevante Gesetzgebungen und Richtlinien 

BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert. 

BauNVO Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung - in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert. 

BNatschG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege – Bundesnaturschutzgesetz - in der Fassung vom 
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. 
I S. 2240) geändert. 

BImSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräu-
sche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge - Bundes-Immissionsschutzgesetz - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S.1274), zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
26.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr.202) geändert.  

BBodSchV
  

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12.07.1999 (BGBl. I S. 1554), zuletzt durch 
Art. 5 der Verordnung vom 19.07.2021 (BGBl. I S. 2598). Neue Änderung ab 1.08.2023 zuletzt 
geändert durch Art. 2 V. vom 09.07.2021 (BGBl. I S. 2598,2716). 

BArtSchVO Bundesartenschutzverordnung vom 16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258; 896), die zuletzt durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95) geändert worden ist. 

FFH-RL Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992. Zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie und Anhänge). 

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz in der Fassung vom 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 26.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202). 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 88) geändert worden ist. 

BbgBO Brandenburgische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 2018 
(GVBI. I/18, [Nr.39]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9.Februar 2021 (GVBI. I/21, [Nr.5]).  

BbgDSchG Brandenburger Denkmalschutzgesetz vom 24. Mai 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 09], S. 215), das zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 05. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 9], S. 9) geändert worden ist 
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1 | 3 Übergeordnete Planungen/ Fachplanungen 

Das übergeordnete Ziel der Energiestrategie 2040 des Landes Brandenburg (Ministerium für Wirtschaft, 

Arbeit und Energie) ist der Ausbau der erneuerbaren Energien (mit wichtiger Rolle von Photovoltaik-An-

lagen) als ein zentrales Element der Klimaschutzpolitik.  

Der am 01.07.2019 in Kraft getretene Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP 

HR) misst, neben der Erschließung neuer Wirtschaftsfelder durch erneuerbare Energien im ländlichen 

Raum, dem Schutz von multifunktionalen Freiräumen gegenüber Inanspruchnahme und Zerschneidung 

ein besonderes Gewicht bei. Der landwirtschaftlichen Bodennutzung ist demnach in Abwägung mit kon-

kurrierenden Nutzungsansprüchen ebenfalls ein besonderes Gewicht beizumessen. Freiraumverbundflä-

chen liegen im Vorhabensgebiet nicht vor (Vgl. Gemeinsame Landeplanungsabteilung Berlin-Brandenburg 

2019: Festlegungskarte). 

Der aktuelle Entwurf zum Regional-Plan Havelland Fläming sieht für die Vorhabensfläche eine Festlegung 

als „Vorranggebiet für die Landwirtschaft“ vor.  

Um diese Diskrepanz (Errichtung von PV-FFA auf landwirtschaftlichen Vorranggebieten) zu berücksichti-
gen, ist die Errichtung einer Photovoltaikanlage und Batteriespeicher mit kleinbäuerlicher Tierhaltung 
geplant. Die Anlagen bieten die Möglichkeit, Flächen weiterhin landwirtschaftlich zu nutzen bzw. gegen-
über herkömmlicher Intensivbewirtschaftung durch Extensivierung gleichzeitig strukturelle Vielfalt und 
Biodiversität zu fördern. 
 
Überörtliche und örtliche Fachplanungen berühren nach derzeitigem Kenntnisstand die vorliegende Pla-

nung nicht.  

Naturschutz 

Das Plangebiet ist weder Bestandteil eines Natura2000 Gebiets noch eines Naturschutz- oder Landschafts-

schutzgebiets. Besonders geschützte Biotope gemäß §30 BNatSchG oder FFH-Lebensraumtypen sind nicht 

im Vorhabensgebiet vorhanden. 

Der Forderung von BauGB und BNatSchG zum Ausgleich erheblicher Eingriffe in Natur und Haushalt wird 

durch eine in den Umweltbericht integrierte Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung nachgekommen. Auf die 

Belange des europäischen Artenschutzrechtes wird ebenfalls in einem gesonderten Kapitel eingegangen. 
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Abbildung 1: Übersicht über die räumliche Lage der Vorhabensfläche zu Schutzgebieten. 

Wasserschutz 

Das Plangebiet liegt in keinem Trink- oder Hochwasserschutzgebiet. Es ist nicht Teil eines Quellschutz- 

oder Überschwemmungsgebiets.  

Bodenschutz 

Altlastenverdachtsflächen oder Bodendenkmalflächen im Vorhabensgebiet sind derzeit nicht bekannt. 
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2 | Vorhaben 

2 | 1 Angaben zum Standort und zum Vorhaben 

Das Vorhabensgebiet befindet sich innerhalb eines landwirtschaftlich benachteiligten und als Acker ge-

nutzten Gebiets, in welchem aufgrund schlechter Bodenverhältnisse und ungünstigen klimatischen Be-

dingungen gemäß EU-Landwirtschaftsrechts niedrige Erträge erzielt werden. Das Gebiet entspricht nach 

dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) mit Stand 2023 einer potenziell geeigneten Freifläche (Bo-

denwert <23) für die Errichtung einer Photovoltaikanlage. 

Die Planfläche liegt im Naturraum Fläming (Östliche Fläminghochfläche) (Scholz 1962) und umfasst Berei-

che des folgenden Flures in der Gemarkung Liepe: 

∙ Flur 1, Gemarkung Liepe (Flurst.: 111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 118 & 182). 

Die Vorhabensfläche liegt vollständig auf einer Ackerfläche, die durch intensive landwirtschaftliche Nut-

zung geprägt ist. Westlich der Fläche verläuft ein Feldweg mit Feldgehölzen in Nord-Süd-Richtung. Dahin-

ter liegt eine Intensivackerfläche. Nördlich, östlich und südlich liegen Forste (Kiefern, Lärchen, Eichen & 

Buchen). Im Norden grenzt eine weitere Intensivackerfläche an das UG an. Die Fläche zählt gemäß LAPRO 

zum Verbund störungsarmer Räume. 

Im Untersuchungsgebiet und angrenzend befinden sich keine nach BNatSchG geschützte Biotope/Be-

standteile von Natur und Landschaft. Großflächige Schutzgebiete befinden sich ebenfalls nicht im Unter-

suchungsgebiet oder der näheren Umgebung.  

Begrenzt wird das Plangebiet: 

∙ Im Norden: landwirtschaftlicher Nutzweg (Flurstück 189 der Flur 1, Gemarkung Liepe), 

∙ Im Osten: Wald-/Forstfläche (Flurstücke 119/2 sowie 180 der Flur 1, Gemarkung Liepe), 

∙ Im Süden: Wald-/Forstfläche (Flurstück 61 der Flur 1, Gemarkung Gebersdorf) und forstwirt-

schaftlicher Nutzweg (Flurstück 122 der Flur1, Gemarkung Liepe), 

∙ Im Westen: landwirtschaftlicher Nutzweg (Flurstücke 86/2 der Flur1, Gemarkung Liepe). 

Die Zuwegung ist bisher nur für die Landwirtschaft genutzte Flächen mit Wirtschaftswegen (Feldwege) 

erschlossen. 

Es ist die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage und Batterierspeicher geplant. Die Anlagen bie-

ten die Möglichkeit, Flächen weiterhin landwirtschaftlich zu nutzen (kleinbäuerliche Tierhaltung) bzw. ge-

genüber herkömmlicher Intensivbewirtschaftung gleichzeitig strukturelle Vielfalt und Biodiversität zu för-

dern. 

2 | 2 Geprüfte Varianten 

Eine Variantenprüfung innerhalb des vorliegenden Umweltberichts erfolgt hinsichtlich der Null-Variante, 

also der Nicht-Umsetzung des Vorhabens unter Berücksichtigung des aktuellen Zustands und der Nutzung 

als intensive landwirtschaftliche Fläche. Die Bewertung erfolgt in den einzelnen Unterkapiteln der Schutz-

güter. Alternative Varianten kämen nur bei einer großräumlichen Verlagerung des Vorhabens in Frage. 
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3 | Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Der Zustand von Natur und Umwelt wird im Folgenden schutzgutbezogen dargestellt. Die mit dem Vorha-

ben einhergehenden Umweltauswirkungen sollen herausgestellt werden, um anschließend Vermeidungs- 

und Kompensationsmaßnahmen abzuleiten. 

3 | 1 Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit / Erholung 

Die Vorhabensfläche wird intensiv landwirtschaftlich genutzt. Spazier- und Wanderwege führen nicht 

durch die Ackerflächen. Die Fläche für die geplante Errichtung der PV-Module steht demnach nicht für die 

menschliche Erholungsnutzung zur Verfügung, da die Begehung nicht ohne weiteres möglich ist. Wald-

wege werden durch das Vorhaben nicht berührt. 

In der Umgebung befinden sich keine ausgewiesenen Wander- oder Radwege (Vgl. Landschaftsrahmen-

plan: Landkreis Teltow-Fläming 2015). 

Das Vorhabensgebiet ist nicht bewohnt und Einrichtungen für die menschliche Gesundheit sind nicht im 

Umgriff vorhanden. Die nächsten Siedlungen befindet sich in etwa 850 m Entfernung nordöstlich 

(Buckow) sowie etwa 1,6 km nordwestlich (Liepe).  

Vorbelastung 

Vorbelastungen sind durch die landwirtschaftliche Nutzung im Bereich der Ackerfläche durch beispiels-

weise Lärm, Staub und landwirtschaftliche Maschinen vorhanden. Diese sind jedoch zeitlich beschränkt 

und werden vmtl. durch die weiteren anliegenden Ackerflächen bestehen bleiben. 

Bewertung der Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Die landwirtschaftlichen Flächen besitzen im IST-Zustand eine nur geringe Eignung zur Erholungsnutzung. 

Mit einer weiteren Beeinträchtigung durch das Vorhaben ist diesbezüglich nicht zu rechnen. 

Während der Bauphase ist in den Ortschaften Liepe und Buckow mit einem zeitlich beschränkten Mehr-

aufkommen von Lärmemissionen durch den Bauverkehr zu rechnen. Die anlagenbedingten Auswirkungen 

betreffen vor allem optische Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes bzw. potenzielle Blendwirkungen 

in Bereichen mit Sichtbeziehungen zur geplanten PV-FFA. Aufgrund großer Entfernungen der Fläche zu 

bestehenden Ortschaften, Abschirmungen und Kulissenwirkung durch bestehende Waldflächen und Feld-

gehölze sind erhebliche Beeinträchtigungen auszuschließen. Eine Beeinträchtigung durch elektromagne-

tische Felder im Bereich von Wechselrichtern und/oder Batteriespeichern werden aufgrund des ausrei-

chenden Abstands zu Wohngebäuden mit Sicherheit ausgeschlossen.  

Die Eingriffserheblichkeit auf das Schutzgut Mensch/ Erholung wird insgesamt als gering bewertet. 

3 | 2 Schutzgut Boden 

Die Gemeinde Dahme/Mark befindet sich im Landkreis Teltow-Fläming im Naturraum Fläming (Östliche 

Fläminghochfläche) (Scholz 1962) im Südwesten Brandenburg und gehört übergeordnet zur Großland-

schaft „Nordostdeutsches Tiefland“ (BfN 2021).  

Das UG liegt nordöstlich einer Kuppe (110,4 m NN) und fällt von Nord-West (108,0 m NN) nach Ost (106,5 

m NN) bzw. Süd-Ost (107,0 m NN) leicht ab. Die mittlere Geländehöhe liegt bei etwa 107,5 m NN. Weiter 

nordöstlich außerhalb des UG fällt das Relief in Richtung Ortschaft Buckow auf 95,5 m NN ab.  
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Die vorherrschende Substratgruppe ist „Böden aus Sandlöss über Sand oder Lehm“, die dominierende 

Bodenart im Oberboden (KA5) „sandig-lehmiger Schluff (LGB 2015). Die Erosionsgefährdung der Fläche 

ist als „sehr gering“ (Wassererosion) bzw. „mittel“ (Winderosion) angegeben (LGB 2023).  

Hydrogeologisch gehört das UG zum Teilraum des Nord- und mitteldeutschen Lockersteingebietes; Nord- 

und mitteldeutsches Pleistozän, welches sich lokal als  

„Ablagerungen durch Gletscherschmelzwasser (Sander): Sand, schwach kiesig bis kiesig“ ausgeprägt hat 

(LGB 2022).  

Die potenzielle Verdichtungsempfindlichkeit ist „überwiegend mittel – überwiegend gering“. Der Boden-

richtwert liegt bei 1 €/m2 mit einer Ackerzahl von 11-51 (Stand 01.01.2024, Gutachterausschuss für 

Grundstückswerte im Landkreis Teltow-Fläming).  

Hinsichtlich des Ertragspotenzial ergibt sich für das Untersuchungsgebiet ein mittleres Ertragspotenzial 

mit durchschnittlich 22 Bodenpunkten (Vgl. Kapitel 4.2 Flächennutzungsplan der Stadt Dahme/Mark, Än-

derung -Sonderbaufläche Photovoltaik- 2024).  

Die Pufferfunktion gegenüber Schadstoffen (Sorptionsvermögen im effektiven Wurzelraum) wird als „mit-

tel-gering“ eingestuft. Das Wasserspeichervermögen ist „mittel-gering“ (FK, nFK, nFKWe) (LBGR Branden-

burg).  

Kenntnisse über vorhandene Altlasten, seltene Böden oder kulturhistorisch bedeutsame Fundstellen in-

nerhalb des UG liegen zum aktuellen Zeitpunkt nicht vor. 

Vorbelastung 

Die für die Errichtung der PV-Module vorgesehenen Flächen werden aktuell vollständig für die intensive 

Landwirtschaft genutzt was i. d. R. zu Bodenverdichtung durch Befahren und Bearbeiten mit mechani-

schen Geräten führt und die Versickerung auch in tiefere Bodenschichten negativ beeinträchtigt. Das Be-

ackern und Umbrechen führt außerdem zu einer Vermischung des Oberbodens und stört die Bodenfauna, 

was die natürliche Bodenfunktion zusätzlich einschränkt. Durch die intensive Ackerkultur ist zudem mit 

einer Störung der Bodenfruchtbarkeit und dem Eintrag von beispielsweise Nitraten oder Schwermetallen 

zu rechnen, welche entlang des Gefälles in umliegende Bereiche ausgespült werden können.  
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Abbildung 2: Auszug der Karte: Bodenarten und Substrate – INSPIRE View Service (LGB 2015). 

Bewertung der Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Die natürlichen Bodenfunktionen sind durch die Vornutzung nur eingeschränkt vorhanden und die allge-

meine Wertstufe des Bodens vor Umsetzung des Vorhabens wird als „gering“ eingestuft.  

Um Bodenverdichtungen zu minimieren, ist das Befahren während der Bauzeit bestenfalls nur mit leich-

tem Gerät auf festen Zuwegungen zu unternehmen. Die Auswirkungen des weiteren Befahrens im Betrieb 

(Wartungsarbeiten sowie möglicher Transport von Futter, Eiern und Tierkot) sind im Vergleich zur vorhe-

rigen Ackerbewirtschaftung als nicht erheblich zu werten. Durch die Errichtung von PV-Modulen ist nicht 

mit einem signifikant erhöhten Versiegelungsgrad zu rechnen, da die Module mit Rammfundamenten 

aufgestellt werden und somit dafür keine nachhaltige Versiegelung geplant ist. Gemäß vorliegender Pla-

nung wird aktuell von einer Teilversiegelung von 18.208,5 m² für Wege und Arbeitsflächen und einer Voll-

versiegelung von 1.138 m² für Trafostationen, Batteriespeicher-Anlage, Wechselrichter und Löschwass-

erzisterne ausgegangen.  

Aufgrund der Bauweise der Module und Modulreihenabständen ist nicht mit einem erhöhten Austrock-

nen des Bodens zu rechnen, da das Niederschlagswasser weiterhin einfließen kann. Durch die Überschir-

mung der Module ist nicht mit einer tiefergehenden Bodenaustrocknung zu rechnen, da die Kapillarkräfte 

eine natürliche Feuchteverteilung weiterhin gewährleisten (siehe „Naturschutzfachliche Bewertungsme-

thoden von PV-Anlagen“, BfN 2009).  

Die mögliche kleinbäuerliche Tierhaltung (Schafe und/oder Hühner) kann zu Nährstoffeintrag durch Tier-

kot und Zufütterung führen. Aufgrund der Größe der Vorhabensfläche im Verhältnis zur möglichen klein-

bäuerlichen Tierhaltung (natur- und tierfreundliche Besatzstärken sind in Absprache mit den Tierhaltern 

und den zuständigen Behörden standortgemäß festzulegen), ist im Vergleich mit der intensiven 
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landwirtschaftlichen Vornutzung von einer Extensivierung der Fläche und einer Verminderung stofflicher 

Beeinträchtigungen auszugehen. 

Folglich kann die zusätzliche Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen durch das Vorhaben, als 

gering und weitestgehend auf die Bauphase beschränkt bezeichnet werden. Weiterhin entfallen nach der 

Nutzungsänderung stoffliche Einträge von Kunstdünger und Pestiziden sowie der regelmäßige Umbruch 

und die Durchmischung des Oberbodens, was sich positiv auf die Bodengesundheit auswirkt. Die punktu-

ellen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden durch die Fundamentpfosten und die Überschirmung 

werden als nicht erheblich eingeschätzt. 

Eine Beeinträchtigung des Schutzguts Boden durch das Vorhaben ist demnach als „gering“ zu bewerten. 

Die vorgesehene Teil- und Vollversiegelung wird durch die Anlage von extensivem Grünland auf Flächen 

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (28.041 m²) voll-

ständig kompensiert bzw. es ist projektbedingt von einer ökologischen Aufwertung auszugehen. 

3 | 3 Schutzgut Wasser 

Das Plangebiet befindet sich im Haupteinzugsgebiet der Dahme und im Teileinzugsgebiete Schweißgra-

ben, Görsdorf (582812). Es befindet sich nicht in einer Trinkwasser-, Grundwasser- oder Hochwasser-

schutzzone.  

Die Grundwasserneubildungsrate im Durchschnitt von 1991-2015 ist mittel-gering (42 mm/a) (LfU Bran-

denburg). Die nächstgelegenen Grundwassermessstelle (40466026, Heinsdorf: ca. 2,5 km westlich des 

UG) wies am 31.10.2023 einen Grundwasserstand von 3660 cm u. Gelände = 82,28 m ü. NN auf. (LfU 

Brandenburg). Die Messstelle zeigt Nitratwerte im Grundwasser bis 42,23 mg/l (16.11.2022) und diese 

liegen somit knapp unter dem europäisch einheitlichen Grenzwert von 50 mg/l. 

Oberflächengewässer sind im Vorhabensgebiet und der nahen Umgebung nicht vorhanden. 

Vorbelastung 

Vorbelastungen des Schutzguts Wasser sind durch die intensive Landwirtschaft zu erwarten. Dabei kommt 

es zur Belastung mit Nitraten, Pestiziden und anderen Stoffen, welche in umliegende Gebiete eingetragen 

werden können.  

Bewertung der Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Es sind keine Auswirkungen auf im erweiterten Umgriff befindliche Oberflächengewässer zu erwarten und 

den Grundwasserfunktionen sowie dem Retentionsvermögen im UG wird aufgrund der örtlichen Gege-

benheiten keine bedeutende Funktion zugerechnet. Anfallendes Regenwasser kann aufgrund der Ausge-

staltung der Module und der Modulreihenabstände von 3 m weiterhin versickern und führt nicht zu einer 

erhöhten Gefährdung durch beispielsweise Wassererosion oder Austrocknung des Bodens (siehe auch 

Kapitel: 3.2 Schutzgut Boden).  

Die mögliche kleinbäuerliche Tierhaltung (Schafe und/oder Hühner) kann zu Nährstoffeintrag durch Tier-

kot und Zufütterung führen. Aufgrund der Größe der Vorhabensfläche im Verhältnis zur möglichen klein-

bäuerlichen Tierhaltung (natur- und tierfreundliche Besatzstärken sind in Absprache mit den Tierhaltern 

und den zuständigen Behörden standortgemäß festzulegen), ist im Vergleich mit der intensiven landwirt-

schaftlichen Vornutzung von einer Extensivierung der Fläche und einer Verminderung stofflicher Beein-

trächtigungen auszugehen. 
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Durch die bei der Umsetzung des Vorhabens angestrebte Extensivierung der Fläche werden Stoffeinträge 

von u. a. Pestiziden und Kunstdünger beendet, so dass die Grundwasserqualität langfristig verbessert 

wird. 

Es ergibt sich für das Schutzgut Wasser somit keine erhebliche Beeinträchtigung durch das Vorhaben und 

die Eingriffsintensität wird als gering bewertet. 

3 | 4 Schutzgut Klima und Luft 

Die Vorhabensfläche ist als „Sonstiges Kaltluftentstehungsgebiet mit mittlerer bis hoher Kaltluftprodukti-

vität (Acker) mi geringer Inversionshäufigkeit (weniger als 160 Inversionstage pro Jahr)“ im Landschafts-

rahmenplan Landkreis Teltow-Fläming (2010) ausgewiesen und dient zusammen mit den umliegenden 

Ackerflächen als Kaltluftbahn. Die Abflusswirkung auf der Vorhabensfläche ist entsprechend des Reliefs 

und der Hangneigung hauptsächliche in südöstliche Richtungen (Wald).  

Die Temperatur beträgt im Jahresmittel in Liepe 11,4°C (2023). Die vorherrschende Windrichtung ist Wes-

ten und die Region liegt im Übergangsbereich von maritimer zu kontinentaler Beeinflussung des Klimas. 

Der mittlere Jahresniederschlag (1984-2010) liegt bei 564,3 mm im Landkreis Teltow-Fläming (Landkreis 

Teltow-Fläming 2012: Statistisches Jahrbuch des Landkreises Teltow-Fläming für das Jahr 2010). Die An-

zahl der Frosttage in der Region beträgt etwa 75 Tagen pro Jahr und die Anzahl der Sommertage mit 

Temperaturen über 25°C liegt bei etwa 60 Tagen pro Jahr (DWD-Abfrage 2024).  

Genaue Messungen für das Vorhabensgebiet liegen nicht vor und ist davon auszugehen, dass geringe Ab-

weichungen zu o. g. Angaben bestehen. 

Vorbelastung 

Als vorhandene Emissionsquelle für Staub und andere Partikel ist durch die bestehende intensive Land-

wirtschaft zu rechnen, insbesondere in Zeiten der Mahd, Ernte und des Umgrabens. Dabei können je nach 

Fruchtfolge und Zeitpunkt der Feldbearbeitung beispielsweise Pollen und Staubpartikel in besiedelte Dorf-

lagen geweht werden. Nach BImSchG gelistete Anlagen, wie beispielsweise die der Intensivtierhaltung, 

Biogas-Anlagen oder Deponien, liegen nicht im Umgriff des Plangebiets. 



 
Flächennutzungsplan der Stadt Dahme/Mark, Änderung 

Seite 27 

 

 

Abbildung 3: Klimatisch wirksame Bereiche: Vorhabensgebiet im Bereich des roten Kreises (Landschaftsrahmenplan Landkreis 
Teltow-Fläming, 2010) 
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Bewertung der Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Das UG ist insgesamt als klimatisch und lufthygienisch gering belastet einzustufen. Je nach Windrichtung, 

Windstärke und Arbeitsaktivitäten auf den landwirtschaftlichen Flächen sind einzelne, temporäre Belas-

tungsspitzen der Luft und eine Verwehung in angrenzende Siedlungslagen nicht vollständig auszuschlie-

ßen (Staub und andere Partikel durch die Ackerbewirtschaftung).  

Baubedingt sind durch die Errichtung der PV-FFA und Batteriespeicher ebenfalls mit temporären Luftver-

schmutzungen und Staubemissionen zu erwarten. Dabei erstreckt sich die Bauphase üblicherweise über 

einen Zeitraum von etwa 3 Monaten, in denen Baufahrzeuge an- und abfahren. Anlagen- und betriebsbe-

dingt sind durch die emissionsfreie Arbeitsweise der PV-Anlage keine Beeinträchtigungen auf die Luftqua-

lität zu erwarten. Jedoch kann es durch die schwarze Oberfläche der Module kleinklimatisch zu Erwär-

mungen der Luft oberhalb der Module führen, wohingegen unterhalb der Module durch die Verschattung 

mit Kühlungseffekten zu rechnen ist. Dies hat im Allgemeinen einen positiven Effekt auf die Kaltluftent-

stehung.  

Durch die mögliche kleinbäuerliche Tierhaltung (Schafe und/oder Hühner) und möglichen Transport von 

Tieren, Eiern und Futter ist im Vergleich mit der intensiven landwirtschaftlichen Vornutzung von einer 

Verminderung von Luftverschmutzungen und Staubemissionen auszugehen. 

Insgesamt sind klimarelevante Beeinträchtigungen aufgrund des reliefbedingten überwiegenden Kaltluft-

abflusses in Richtung Süd-Osten (und nur kleinräumig in Richtung nördlichen Ortslagen) und der Entwick-

lung einer klimatisch wirksamen Vegetationsdecke (extensives Grünland) nicht zu erwarten. Weiterhin 

fördert die Errichtung der PV-Anlage den langfristigen positiven Einfluss auf den Klimawandel, Einsparun-

gen von CO² und wiederkehrende Staubbelastungen durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung des 

Ackers entfallen. Somit ist für das Schutzgut Klima und Luft nur eine geringe Erheblichkeit durch das Vor-

haben zu erwarten. 

3 | 5 Schutzgut Fauna, Flora und biologische Vielfalt 

Das Plangebiet ist in den für die Bebauung mit PV-Modulen und Batterispeicher vorgesehen Bereichen 

durchgehend dem Biotoptyp 09134 LIS „intensiv genutzte Sandäcker“ zuzurechnen. Westlich verläuft ein 

Feldweg (10 m entfernt) mit Feldgehölzen und Ackerbegleitvegetation in Nord-Süd-Richtung. Dahinter 

liegt eine Intensivackerfläche. Nördlich (ca. 90 m entfernt), östlich (25 m entfernt), und südlich (25 m 

entfernt) liegen Forste (Kiefern, Lärchen, Eichen und Buchen). Im Norden grenzt eine weitere Intensiv-

ackerfläche an das Vorhabensgebiet an. Die Fläche zählt gemäß LAPRO zum Verbund störungsarmer 

Räume.  

Auf der Vorhabensfläche und angrenzend befinden sich keine nach BNatSchG geschützten Biotope. 

Die potenziell natürliche Vegetation wird für das gesamte Plangebiet als „Winterlinden-Hainbuchenwald“ 

angegeben (Karte der potenziellen natürlichen Vegetation Deutschlands, BfN). 

Am nördlichen Waldrand befinden sich ein Steinhaufen (Biotoptyp: 11162) in circa 130 m Entfernung. 

Im Rahmen einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Gruenstifter GbR 2022) konnten in der Um-

gebung des Untersuchungsgebietes 4 Individuen der Zauneidechse und 1 Individuum der Waldeidechse 

festgestellt werden. Die Funde verteilten sich ausnahmslos auf Waldränder und den Feldweg.   

Darüber hinaus konnten entlang der Feldgehölze und Waldränder jagende Fledermäuse (Großer Abend-

segler, Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus) erfasst werden. An einer Birke am westlich 
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gelegenen Feldweg wurde Quartierpotenzial (Baumhöhlen) festgestellt. Aufgrund der Intensivackernut-

zung wird nur ein geringes Potenzial der Vorhabensfläche als Nahrungsfläche vermutet, da nutzungsbe-

dingt keine größeren Insektenvorkommen zu erwarten sind. 

Die Umgebung des UG wird von zahlreichen Säugetierarten als Lebensraum genutzt. Insbesondere Feld-

wegränder sowie die Forst-/Waldbereiche stellen dabei wichtige Strukturelemente in einer ansonsten 

ausgeräumten Agrarlandschaft dar. 

Die typischen Vogelarten der offenen Ackerflur sind in der Umgebung des UG vertreten. Die Vorkommen 

der Feldlerche (2 Brutplätze (BP)) und Heidelerche (3 BP) haben eine geringe bzw. mittlere Dichte. Weitere 

vorkommende Offenlandarten sind Goldammer (2 BP) und Grauammer (1 BP).  

Angrenzende Forstbereiche bieten Lebensraum für weitere Arten, wie Wendehals und Bluthänfling (je-

weils 1 BP). Weitere Arten sind u. a. Baumpieper (1 BP), Buchfink (2 BP), Mönchsgrasmücke (1 BP), Stieglitz 

(1 BP) und Zilpzalp (1 BP). Eine Beeinträchtigung der zuvor genannten Arten ist durch die Umwandlung 

des Intensivackers in PV-Anlagen und damit verbundener Extensivierung der Fläche (auch bei möglicher 

kleinbäuerlicher Tierhaltung) nicht zu erwarten. 

Eine nahrungssuchende Rohrweihe wurde in der Umgebung des Plangebietes beobachtet. Ein Brutvor-

kommen konnte nicht nachgewiesen werden. Horststandorte von Greif- und Rabenvögeln konnten in der 

Umgebung des Plangebietes nicht festgestellt werden. Die Ackerfläche stellt aber ein potenzielles Jagd-

gebiet für Greifvögel wie Mäusebussarde und Turmfalken dar. 

Auf der Fläche konnte keine relevante Nutzung durch Rast- oder Zugvogelarten oder der näheren Umge-

bung im Jahr 2022 festgestellt werden.  

(Vgl. spezielle artenschutzrechtliche Prüfung: Gruenstifter GbR 2022) 

Vorbelastung 

Die Vorhabensfläche ist durch die aktuelle Nutzung für die intensive Landwirtschaft vorbelastet und ist 

artenarm ausgeprägt, die angrenzenden Wald-/Forstbereiche werden forstwirtschaftlich genutzt. Das Ge-

biet ist unversiegelt. Die Bedeutung der zur Bebauung vorgesehenen Fläche für Flora und Fauna ist im 

aktuellen Zustand (intensive landwirtschaftliche Nutzung) gering. 

 



 
Umweltbericht |Begründung der Änderung   Kap. B 

Seite 30 

 

Abbildung 4: Reptilienkartierung im Untersuchungsgebiet und der Umgebung. Es wurden im Jahr 2022 insgesamt 4 Zaun- und 1 
Waldeidechsen gefunden. 

 

Abbildung 5: Ergebnisse der Brutvogelkartierung 2022. 
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Abbildung 6: Lerchenvorkommen im Untersuchungsgebiet 2022.  

Bewertung der Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Im Bereich des Intensivackers ist durch die geplante Umnutzung des Vorhabens mit einhergehender Ex-

tensivierung und einer Erhöhung der Biodiversität sowie verbesserten Lebensraumbedingungen zu rech-

nen. Auch eine mögliche kleinbäuerliche Tierhaltung (Schafe und/oder Hühner) führt im Vergleich zur 

intensiven landwirtschaftlichen Vornutzung zur Erhöhung der Strukturvielfalt und des Nahrungsangebo-

tes für weitere Tierarten wie Fledermäuse, Vögel und Zauneidechsen (natur- und tierfreundliche Besatz-

stärken sind in Absprache mit den Tierhaltern und den zuständigen Behörden standortgemäß festzule-

gen). 

Die angrenzenden Forstflächen und westlich und nördlich verlaufende Feldwege mit Feldgehölzen bleiben 

von einer Bebauung unberührt und es sind keine Beeinträchtigungen zu erwarten. Die übliche Einzäunung 

von PV-FFA sieht eine Mindesthöhe von 15 cm über dem Boden vor, so dass weiterhin Durchschlupfmög-

lichkeiten für Kleinsäuger und Jungtiere bodenbrütender Vogelarten vorhanden sind.  

Wanderungskorridore entlang der Waldränder bleiben erhalten, da die Anlage einen Abstand von 25 m 

zu diesen einhält. Auch zum westlich angrenzenden Feldweg mit Begleitvegetation und Feldgehölzen wird 

ein Abstand von 10 m gewahrt. 

Von einer erheblichen Betroffenheit von Lerchen und Greifvögeln ist aufgrund der geplanten Modulrei-

henabstände von mind. 3 m, verbleibenden offenen Bereichen innerhalb der PV-Anlage und geplanten 

Naturschutzflächen (extensives Grünland) mit einer Breite von 25 m entlang des Forstes und 10 m entlang 

des Feldweges nicht zu rechnen.  

 

Reflexionen, welche eine signifikante Beeinträchtigung von Tieren hervorrufen, sind aufgrund der aktuell 

gängigen reflexionsarmen Beschichtung zur Vermeidung von Energie- und Ertragsverlust bei PV-Modulen 



 
Umweltbericht |Begründung der Änderung   Kap. B 

Seite 32 

nicht zu erwarten. Negative baubedingte Auswirkungen können durch die Umsetzung von Vermeidungs-

maßnahmen, wie Bauzeitenregelungen und Reptilienschutzzäune verhindert werden. 

Die Erheblichkeit des Vorhabens auf das Schutzgut Fauna, Flora und biologische Vielfalt wird zusammen-

fassend als gering eingeschätzt. 

3 | 6 Schutzgut Landschaftsbild  

Das Gelände im Plangebiet und dessen Umgriff ist durch ein in Richtung Ost/Süd-Ost leicht abfallendes 

Relief geprägt. Der höchste Punkt der Anlage liegt bei 108,0 m NN und befindet sich am nord-westlichen 

Rand. 

Direkte Sichtachsen zu umgebenden Ortschaften bestehen aufgrund von Gehölzabschirmungen (Feldge-

hölze im Westen, Forst im Norden, Osten, Süden und westlich) nicht bzw. die vorgesehenen Anlageflächen 

sind weit entfernt (Heinsdorf im Süd-Westen ca. 2,5 km entfernt). Eine direkte Sicht auf die PV-FFA ist 

demnach nur direkt von nahgelegenen Feldwegen aus möglich.  

Das Gebiet wird im Landschaftsrahmenplan Landkreis Teltow-Fläming mit mittlerer Erlebniswirksamkeit 

(strukturarm, schwach reliefiert) eingestuft. Überregionale Rad- oder Wanderwege sind in der Umgebung 

nicht vorhanden. 

Vorbelastung 

Vorbelastungen des Landschaftsbildes existieren in Form der ausgeräumten Feldflur (Nutzung als Inten-

sivacker).  
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Abbildung 7: Abschirmung potenzieller Sichtachsen auf die Vorhabensfläche durch Gehölze. 

Bewertung der Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Zum Schutz der PV-Module und Batteriespeicher ist die Einzäunung der Anlage vorgesehen. Diese ist ge-

mäß Zielkonzeption so auszubilden, dass eine Beeinträchtigung der Sicht auf die Grundstücke vom Land-

schaftsraum nicht zu erwarten ist bzw. Offenheit und Transparenz vermittelt wird.  

PV-FFA folgen aufgrund ihrer Höhe und Bauweise der Horizontlinie und Topografie des Plangebiets. 

Dadurch und durch die Abschirm- und Kulissenwirkung der umgebenden Gehölzstrukturen (Feldgehölze, 

Forst) wird die Sichtbarkeit der Anlage deutlich vermindert. Aufgrund der Lage der Vorhabensfläche wer-

den keine signifikanten Beeinträchtigungen von Sichtbeziehungen erwartet.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wird als nicht erheblich bewertet. 

3 | 7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Schutzwürdige Kultur- und sonstige Sachgüter (Denkmale oder Bodendenkmale) sind im Plangebiet aktu-

ell nicht bekannt. 

Vorbelastungen 

Vorbelastungen sind durch die aktuelle und langjährige Nutzung als Intensivackerland und damit einher-

gehender Durchmischung des Oberbodens vorhanden. 
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Bewertung der Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

Durch die Errichtung der PV-Anlage werden aufgrund der geringen Eingriffsintensität in den Boden (Punkt-

fundamente mit minimaler Versiegelung) keine Bodendenkmäler/ Kultur- und Sachgüter dauerhaft beein-

trächtigt.  

Eine Untersuchung ist bei Bedarf spätestens nach dem Rückbau der Anlage möglich. Sollten sich im Laufe 

der Bauarbeiten Hinweise auf Funde im Boden ergeben, sind die entsprechenden Behörden unverzüglich 

zu informieren und die Arbeiten einzustellen.  

Die Erheblichkeit des Eingriffs auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter wird als gering eingestuft. 

3 | 8 Schutzgebiete 

Wie bereits in den Kapiteln 1.3.2 aufgeführt, befinden sich keine FFH- oder SPA- sowie Natur- oder Land-

schaftsschutzgebiete im direkten Planbereich und im erweiterten Umfeld.   

Bewertung 

Die großen Schutzgebiete sowie deren Funktionen und Schutzziele sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

Aufgrund der großen Entfernungen zwischen den Schutzgebieten und dem Vorhabensgebiet sind keine 

erheblichen Beeinträchtigungen auf diese zu erwarten.   



 
Flächennutzungsplan der Stadt Dahme/Mark, Änderung 

Seite 35 

4 | Entwicklungsprognose zum Umweltzustand 

4 | 1 Nullvariante 

Im Falle der Nichtaufstellung des Bebauungsplans bleiben die jetzigen Lebensräume (Intensivacker) erhal-

ten. Dabei ist auf der Ackerfläche nicht mit einer Minderung der Beeinträchtigungen auf Flora, Fauna, 

Boden und Grundwasser zu rechnen, sondern die Fläche bleibt strukturarm und wenig divers mit einge-

schränkten Verfügbarkeiten der Lebensraumvielfalt und schädliche Stoffeinträgen durch Kunstdünger 

und Pestizide. Auch wäre die zur Bebauung vorgesehene Fläche weiterhin nicht betretbar und würde nicht 

zur Erholungsnutzung verfügbar sein. 

4 | 2 Wirkprognose bei Vorhabenumsetzung 

Bei der Errichtung von PV-Freiflächenanlagen und Batteriespeicher auf vormals intensiv bewirtschafteten 

Agrarmonokulturen ist im Allgemeinen von einer geringen Vorhabenwirkung und ökologischen Aufwer-

tung der Fläche auszugehen, sofern notwendige Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnah-

men durchgeführt werden. 

Ursachen von erheblichen Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter können bau-, betriebs- und anlagebe-

dingte Wirkfaktoren sein. Die nachfolgend aufgeführten Wirkfaktoren nach LAMPRECHT et al. (2004) wur-

den für die Wirkungsprognose herangezogen.  

Für die Wirkfaktorengruppe „direkter Flächenentzug“ entstehen durch Überbauung/ Versiegelung fol-

gende projektbezogene Auswirkungen: 

∙ Überbauung von Ackerflächen durch die PV-Module  

∙ Geringfügige Neuversiegelung durch Rammfundamente für die Modultischaufständerung und 

durch den Bau der Trafostationen/Wechselrichter, Batteriespeicher und Löschwasserzisterne  

∙ Teilversiegelung durch Anlage der Zuwegung und Arbeitsflächen  

Für die Wirkfaktorengruppe „Veränderung der Habitatstruktur / Nutzung“ entsteht durch folgenden Wirk-

faktor eine projektbezogene Auswirkung: 

∙ direkte Veränderung von Vegetations-/Biotopstrukturen: Nutzungsumwandlung von intensiv ge-

nutztem Acker: Extensivierung, mögliche kleinbäuerliche Tierhaltung (Hühner bzw. Schafe) 

Für die Wirkfaktorengruppe „Veränderung abiotischer Faktoren“ entsteht durch folgende Wirkfaktoren 

projektbezogene Auswirkungen: 

∙ Veränderung des Bodens bzw. Untergrundes: Neuversiegelung durch Einrammen der Pfähle für 

die Modultischaufständerung und durch den Bau von Trafostationen/Wechselrichter, Batterie-

speichern und Löschwasserzisterne und Teilversiegelung durch Anlage der Zuwegung sowie Ar-

beitsflächen 

∙ Veränderung anderer Standort-, vor allem klimarelevanter Faktoren (z.B. Verschattung, Erwär-

mung): Beschattung unter den Modultischen, Erwärmung der Luft oberhalb der Module 

∙ Möglicher Nährstoffeintrag (Futter, Kot) durch kleinbäuerliche Tierhaltung (Schafe und Hühner)  

∙ Veränderung von Temperaturverhältnissen durch Anpflanzung von Vegetation 

∙ Veränderung der Erosionsanfälligkeit durch Vegetationsbedeckung 



 
Umweltbericht |Begründung der Änderung   Kap. B 

Seite 36 

Für die Wirkfaktorengruppe „Barriere- oder Fallenwirkung / Individuenverluste“ entstehen durch folgende 

Wirkfaktoren projektbezogene Auswirkungen: 

∙ Baubedingte Barriere- oder Falleinwirkung / Individuenverluste: mögliche Kollisionen mit Bau-

fahrzeugen 

∙ Anlagebedingte Barriere- oder Falleinwirkung / Individuenverluste: mögliche Kollisionen durch In-

standsetzungs- bzw. Pflegearbeiten 

∙ Betriebsbedingte Barriere- oder Falleinwirkung / Individuenverluste: Barrierewirkung durch Ein-

zäunung der PV-Anlage 

Für die Wirkfaktorengruppe „Nichtstoffliche Einwirkungen“ entsteht durch folgende Wirkfaktoren fol-

gende projektbezogene Auswirkungen: 

∙ Akustische Reize (Schall): Lärmemissionen während der Bauarbeiten  

∙ Bewegung/ optische Reizauslöser (Sichtbarkeit, ohne Licht): optische Reize während der Bauar-

beiten 

∙ Erschütterungen/ Vibrationen: Erschütterungen, Lärmemissionen während der Bauarbeiten 

∙ Mechanische Einwirkungen (z.B. Tritt, Luftverwirbelung) durch Bauarbeiten 

Demzufolge hat der Baustellenbetrieb die größte Relevanz hinsichtlich eintretender Wirkfaktoren. 

Tabelle 3: Tabellarische Übersicht der bau-, anlage- und betriebsbedingten potenziellen Auswirkungen 

Baubedingte Auswirkungen - Temporäre Flächeninanspruchnahme für Baustelleneinrichtungs- 

und Montageflächen auf intensiv landwirtschaftlich genutzten Flä-

chen 

- Temporäre Beeinträchtigung durch Lärm-/ Staubemissionen 

- Potenzielle Verletzung und Tötung von bodenbrütenden Vögeln und 

ihren Entwicklungsformen sowie Reptilien in Bereichen der Wald-

ränder / des westlichen Feldweges  

Anlagebedingte Auswirkungen - Geringfügige Neuversiegelung von bisher unversiegelten Flächen 

- Teilweise Verschattung unterhalb der PV-Module 

- Potenzieller Lebensraum- und Niststättenverlust von bodenbrüten-

den Vögeln der offenen Feldflur  

- Technische Prägung des Landschaftsbildes durch geplante PV-Mo-

dule. 

Betriebsbedingte Auswirkungen - Es sind keine betriebsbedingten Wirkfaktoren zu erwarten mit Aus-

nahmen von gelegentlichem Befahren und Nährstoffeinträgen bei 

möglicher kleinbäuerlicher Tierhaltung, welche in ihrer Intensität ge-

ringer als die bisherigen Beeinträchtigungen durch die Intensivland-

wirtschaft ausfallen. 
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5 | Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich 

nachteiliger Auswirkungen 

Folgende Maßnahmen sind bei Durchführung der Planung umzusetzen. Schutzgutbezogene Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen sind als Festsetzungen innerhalb des Bebauungsplans zu integrieren. 

5 | 1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen 

Im Folgenden werden Vermeidungsmaßnahmen aufgeführt, welche negative Auswirkungen auf die 

Schutzgüter vermeiden können. 

Die folgenden Hinweise sind grundsätzlich und flächendeckend zu beachten: 

∙ Einsatz von Baumaschinen, -geräten und -fahrzeugen, die den einschlägigen technischen Vor-

schriften und Verordnungen entsprechen, 

∙ ordnungsgemäße Lagerung, Verwendung und Entsorgung boden- und wassergefährdender 

Stoffe während der Bau- und Unterhaltungsarbeiten, 

∙ sofortige und umfassende Beseitigung von bei Unfällen oder Leckagen austretenden Schadstof-

fen und ordnungsgemäße Entsorgung, 

∙ Entfernung aller nicht mehr benötigter standortfremder Materialien nach Bauende. 

∙ Modulreihenabstand von mind. 3 m zueinander 

∙ Minimierung von Baustellen- und Anlagenbeleuchtung sowie Verzicht von nächtlicher Beleuch-

tung 

Darüber hinaus sind die folgenden speziellen Vorkehrungen zu berücksichtigen: 

• V1 - Schutz von Gehölzbeständen und bedeutsamen Biotopbereichen (artenschutzrechtlich rele-

vante Schutzmaßnahme im Sinne des § 44 Abs. 1 BNatSchG). Gehölzbestände und bedeutsame Bio-

topbereiche (Wald und Waldränder, Begleitvegetation des Feldweges), die im Grenzbereich zur ge-

planten Bebauung, zum Arbeitsstreifen, zu Baustelleneinrichtungsflächen oder -zufahrten liegen, sind 

während der Bautätigkeit durch geeignete Vorkehrungen vor Beeinträchtigungen zu schützen. 

Verbleibende lineare und flächige Gehölzbestände sowie Einzelbäume, die sich im direkten Grenzbe-

reich zur Bebauung liegen, sind während der Bautätigkeiten durch geeignete Vorkehrungen gemäß 

DIN 18920 und RAS-LP 4 (FGSV 1999) vor vermeidbaren und unnötigen Beeinträchtigungen zu schüt-

zen. Bereiche von höherer Bedeutung für das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften sind au-

ßerhalb der für das Vorhaben unbedingt erforderlichen Flächen von einer Inanspruchnahme wie Be-

fahren und Zwischenlagerung von Boden oder anderen Materialien auszunehmen. In Richtung Wald-

rand ist ein Schutzabstand von min. 25 m zu berücksichtigen und bebauungsplanerisch festzusetzen. 

Gegebenenfalls ist ein Flächenschutz abhängig von den örtlichen Gegebenheiten einzurichten. 

Schutzzäune sind nach Beendigung der Baumaßnahme wieder zu entfernen. 
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• V2 - Begrenzung der Bauflächen auf ein Mindestmaß.  

Der Baubetrieb ist auf die unbedingt erforderlichen Flächen zu beschränken. Diese umfassen einen 

Arbeitsstreifen (soweit unbedingt erforderlich) und mögliche Baustelleneinrichtungsflächen. Die Ein-

richtung von Baustelleneinrichtungsflächen darf nur auf Flächen erfolgen, die von weniger als allge-

meiner Bedeutung für das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften sind, zum Beispiel auf Ver-

kehrsflächen oder anderen versiegelten Siedlungsflächen sowie Acker- und Intensivgrünlandflächen.  

Vegetationsbestände von mindestens allgemeiner Bedeutung sind nur im für die Realisierung des 

Vorhabens unbedingt erforderlichen Umfang in Anspruch zu nehmen. Derartige Biotopbereiche sind 

von einer direkten oder vorübergehenden Inanspruchnahme wie Befahren, Zwischenlagern von Bo-

den oder anderen Materialien auszunehmen (naturschutzfachliche Ausschlussflächen). 

• V3 - Fachgerechtes Abräumen des Oberbodens und Rekultivierung des Arbeitsstreifen und der 

Baustelleneinrichtungsflächen.  

Die für die Bauarbeiten beanspruchten Arbeitsstreifen und Baustelleneinrichtungsflächen sind, wenn 

keine andere Folgenutzung vorgesehen ist, nach Beendigung der Arbeiten in Orientierung am Aus-

gangszustand zu rekultivieren. Dabei sind die Bereiche wieder in den alten standörtlichen Zustand 

zurückzuversetzen. Das gilt insbesondere für die Auflockerung verdichteter Böden und den Rückbau 

eingebrachten Wegebaumaterialien. Bei Bedarf ist der Boden zu lockern. Durch die Maßnahme wer-

den wieder weitgehend natürliche Bodenverhältnisse und -funktionen hergestellt und günstige Be-

dingungen für die Entwicklung ähnlicher Pflanzenbestände geschaffen. 

• V5 - Zeitliche Optimierung der Baufeldfreimachung/ Baumaßnahmen: Die Maßnahmen sind zur 

Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen gemäß $ 44 BNatSchG vorzugweise 

außerhalb der Hauptbrutzeiten von Vögeln (Anfang März bis Ende August) durchzuführen, um Stö-

rungen von potenziellen Brutquartieren zu vermeiden. Soll von diesen Bauzeiten abgewichen wer-

den, sind nach Rücksprache mit den zuständigen Naturschutzbehörden insbesondere in den Über-

gangsbereichen zu bedeutenden Habitatstrukturen, wie Baumreihen, Ruderalfluren und Waldberei-

chen, entsprechende Vergrämungs- bzw. Schutzmaßnahmen für betroffene Artengruppen, wie Repti-

lien durchzuführen. Durch eine ökologische Baubegleitung ist das Planungsgebiet in diesem Fall auf 

ein Vorkommen und eine mögliche Betroffenheit von Offenlandbrütern zu untersuchen. 

• V6 – Verzicht von betriebsbedingtem Pestizid-, Herbizid-, Insektizid- und Kunstdüngereinsatz, um 

eine natürliche Biotopausbildung zu fördern und Schadstoffeinträge im Vergleich zur vorherigen Nut-

zung ggf. deutlich zu reduzieren. 

• V7 – Reptilien-/Amphibienschutzzaun (in Richtung Waldrand und westlichen Feldweg), sofern Bau-

maßnahmen im Zeitraum vom 1.3. bis 31.10. stattfinden: Vor Baubeginn ist die Baufläche in den ge-

kennzeichneten Bereichen mit einem Schutzzaun zu versehen, um eine Einwanderung durch Repti-

lien und Amphibien zu verhindern (Maße: Höhe 50 cm, Material: glatte Folie). Der Zaun ist etwa 10 

cm in den Boden einzugraben min. 1x pro Woche auf Funktionsfähigkeit zu kontrollieren. Auf Seiten 

des Vorhabensfläche sind Ausstiege zu schaffen (z. B. mittels 45° Schrägstellung oder kegelförmigen 

Aufschüttungen bis zur Folienoberkante im Abstand von 10 m). So können auf der Fläche befindliche 
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Individuen in umliegende Bereiche abwandern. Ausstiege sind nur in Bereichen zu errichten, an die 

besiedlungsfähige Flächen angrenzen. Straßenseitige Ausstiege sind zu vermeiden (LfU 2020).  

• V8 – Gestaltung der Anlagenzäune, so dass die Durchgängigkeit für Klein- und Mittelsäuger, Repti-

lien, Laufvögel sowie Jungvögel bodenbrütender Arten gewährleistet ist. Zur Vermeidung einer Frag-

mentierung von Habitaten soll die Umzäunung eine Bodenfreiheit von durchschnittlich > 15 cm auf-

weisen. Der Bereich unter dem Zaun ist einmal jährlich freizuschneiden. Zur Vermeidung des Eindrin-

gens von Prädatoren (Konflikt bei kleinbäuerlicher Tierhaltung), wird ein zweiter Weidezaun inner-

halb der Anlage bzw. die Installation von stromführenden Litzen (ca. 20 cm über dem Boden, 20 cm 

Abstand zum Zaun) außerhalb der Zaunanlage empfohlen. 

• V9 – Errichtung der PV-Anlagen im Sinne guter, umweltverträglicher Praxis, mit Modulreihenab-

ständen von mind. 3 m, Verlegung der Kabel mit Verzicht auf Oberleitungen, Höhenbegrenzung der 

Modultische auf 3 m über Geländeoberkante, um Sichtbeeinträchtigungen zu minimieren, Erhalt 

sämtlicher Gehölzbereiche sowie Rückbau nach Ende der Nutzungszeit. 

• V10 – Verminderung und Vermeidung von Blendwirkungen durch Beleuchtung: Verzicht auf eine 

großflächige Beleuchtung der Anlage zum Schutz von Tieren vor Lockwirkung der Lichtquellen. Sofern 

dennoch eine Beleuchtung erforderlich ist, muss auf einen Einsatz von Kaltstrahlern geachtet wer-

den. 

• V11 - Extensivierung der gesamten Anlagenfläche, so dass ein artenreiches Mosaik entsteht, wel-

ches u. a. Insekten, Reptilien und Vögeln als Nahrungsgrundlage und Lebensraum dienen kann. Die 

Fläche kann durch Selbstbegrünung oder Einsaat gebietseigenen Saatgutes angelegt werden. Je nach 

Entwicklung ist zu Beginn ein erhöhtes Mahd-/Beweidungsintervall zur Aushagerung der Fläche 

durchzuführen. Im ersten Jahr empfehlen sich sog. Schröpfschnitte, um Gräser zurückzudrängen. Im 

Fall einer kleinbäuerliche Tierhaltung (Hühner und Schafe) sind mind. 10 Prozent der Vegetationsflä-

chen als Brachflächen zu erhalten. Teile der Brachen können in mehrjährigen Abständen mitbeweidet 

und dafür andere Flächen brachfallen gelassen werden (Prinzip wechselnder Brachflächen mit unter-

schiedlichen Sukzessionsstadien). Eine externe Zufütterung ist auf ein Mindestmaß im Sinne des all-

gemeinen Tierwohls zu beschränken. Standortgemäße Besatzstärken sind in Absprache mit Tierhal-

tern und den zuständigen Behörden festzulegen. 

• V12 – Schaffung von störungsfreien, nicht umzäunten und miteinander verbundenen Korridoren 

entlang relevanter Bestandteile von Natur und Landschaft mit einer Breite von 25 m (Waldränder). 

Die Maßnahme ist vor Baubeginn planerisch darzustellen und mit fachkundigem Personal und den 

zuständigen Behörden abzustimmen. Die Umsetzung hat innerhalb der Bauzeit zu erfolgen. Für die 

Dauer der Anlagenbetriebszeit sind die Bereiche fachgerecht im Sinne des Natur- und Artenschutzes 

zu pflegen. 
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• V13 - Eine ökologische Baubegleitung bei der Baufeldfreimachung muss durch einen Sachverständi-

gen erfolgen. Die Aufgabe der ökologischen Baubegleitung ist es, sicherzustellen, dass keine auf der 

Fläche vorhandenen Individuen aller geschützten Artengruppen geschädigt werden. 

Die abschließende Entscheidung bzgl. durchzuführender Vermeidungsmaßnahmen und deren 

Umfangs obliegt der zuständigen Vollzugsbehörde. 
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5 | 2 Ermittlung des Kompensationsbedarfs / Eingriffsbilanzierung 

Die Eingriffsbilanzierung erfolgt auf Grundlage der „Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung“ (HVE 

2009).  

Auf dem intensiv genutzten Sandacker (Wertstufe: eingeschränkt („Arbeitshilfe „Naturhaushaltswert“, 

Eingriffsbewertung in der verbindlichen Bauleitplanung der Landeshauptstadt Potsdam 2013)) ist im Rah-

men des Vorhabens nach aktuellem Planungsstand eine Teilversiegelung von 18.208,5 m² (Zuwegungen 

und Arbeitsbereiche) sowie Vollversiegelung von 1.138 m² (Trafostationen, Wechselrichter, Batteriespei-

cher und Löschwasserzisterne) geplant. Der Verlust von natürlichen Bodenfunktionen (inkl. Lebensraum 

für Tiere und Pflanzen, Wasserhaushalt, Klima & Luft) stellt einen erheblichen Eingriff in den Naturhaus-

halt dar und wird durch die Anlage von Extensivgrünland auf Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (27.982 m²) vollständig ausgeglichen bzw. es wird 

eine ökologische Aufwertung vorgenommen (siehe Tabelle 4). Flächenverluste durch Baustelleneinrich-

tungs- und Montageflächen sowie Rammfundamente sind nicht erheblich. Darüber hinaus ist durch die 

geplante Extensivierung der Vorhabensfläche (siehe V11) und unter Berücksichtigung weiterer in Kapitel 

5.1 beschriebener Vermeidungsmaßnahmen von einer ökologischen Aufwertung der Vorhabensfläche 

auszugehen.  

Tabelle 4: Geplante Neuversiegelung: Stand April 2024. 

Betrachtete Flächen Fläche (m²) Fläche (%) 

Unversiegelte Flächen Bestand 222.523 100 

Unversiegelte Flächen Planung 203.176,5 91,3 

Vollversiegelung Planung 
(Trafostationen, Wechselrichter, 
Batteriespeicher, Löschwasserzis-
terne) 

1.138 0,5 

Teilversiegelung Planung (Wege, 
Arbeitsflächen) 

18.208,5 8,2 

 

Tabelle 5: Kompensation Versiegelung. 

Betrachtete Flächen Fläche (m²) Faktor Zu kompensierende Neuversiege-
lung / Kompensation  

Gepl. Vollversiegelung 1.138 1 1.138 m²  
(Neuversiegelung) 

Gepl. Teilversiegelung 18.208,5 0,6 10.925,1 m²  
(Neuversiegelung) 

   Summe:  
12.063,1 m² 
(Kompensationsbedarf) 

A1 – Entwicklung Extensi-
ves Grünland auf Flächen 
für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur 
und Landschaft 

27.982 2 55.964 m²  
Kompensation 

   Bilanz:  
+43.900,9 m² 
(Ökologische Aufwertung) 
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5 | 3 Schutzgutbezogene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen  

Mit Ausnahme des Verlustes natürlicher Bodenfunktionen (inkl. Lebensraum für Tiere und Pflanzen, Was-

serhaushalt, Klima & Luft) durch Neuversiegelung werden bei Umsetzung der vorgeschlagenen Vermei-

dungsmaßnahmen keine wesentlichen, dauerhaften Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter durch das 

Vorhaben erwartet. Weiterhin wird die Errichtung von Totholzstapeln und Lesesteinhaufen zur Förderung 

des Biotopverbundes und des Schutzguts Flora, Fauna und biologische Vielfalt empfohlen. 

A1 – Entwicklung von extensivem Grünland auf festgelegten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft auf 27.982 m², so dass ein artenreiches Mosaik 

entsteht, welches Insekten, Vögeln, Fledermäusen und Reptilien als Nahrungsgrundlage und Lebensraum 

für viele Artengruppen dienen kann. Bei der Einsaat ist gebietseigenes Saatgut aus dem Ursprungsgebiet 
4 „Ostdeutsches Tiefland" zu verwenden. Die Saatgutauswahl ist im Vorfeld mit der zuständigen Be-

hörde abzusprechen. Ggf. besteht in Abstimmung mit der zuständigen Behörde die Möglichkeit die exten-

sive Grünlandfläche durch Selbstbegrünung anzulegen. Je nach Entwicklung ist zu Beginn ein geringes 

Mahd- bzw. Beweidungsintervall zur Aushagerung der Fläche durchzuführen. Im ersten Jahr empfehlen 

sich sog. Schröpfschnitte, um Gräser zurückzudrängen. Die Fläche ist so zu pflegen, dass kein spontaner 

Gehölzaufwuchs erfolgen kann. Weiterhin ist sicherzustellen, dass im Notfall (Waldbrand) die Waldab-

standsflächen durch die Feuerwehr befahren werden können. Eine Mahd ist außerhalb der Zeit vom 

01.03. bis 31.08. zum Schutz von Reptilien und Brutvögeln durchzuführen. 

A2 – Errichtung von Totholzstapeln und Lesesteinhaufen. Zur Förderung des Biotopverbunds und zur 

Strukturanreicherung sind einzelne Totholzstapel und Lesesteinhaufen entlang der Flächen für Maßnah-

men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft und in der PV-Anlage anzule-

gen, so dass Kleinsäuger, Reptilien oder Amphibien, aber auch gewisse Vogelarten einen Rückzugort er-

halten. Die Strukturen dienen außerdem als mögliche Winterverstecke für Insekten, Kleinsäuger, Repti-

lien und Amphibien. Es sind 2 Biotop-Elemente je 10.000 m² überbaubarer Fläche, davon mindestens 30 

Prozent Totholzelemente anzulegen. 

Totholzelemente:  

- Holz/Heckenschnitt aus der Umgebung nutzen, kein behandeltes Holz verwenden 

- Holz unterschiedlicher Längen und Durchmesser aufschütten 

- Volumen: mind. 9 m³ 

- Höhe: mind. 1 m 

- In Randbereichen Krautsaum von mind. 50 cm 

- Überwuchs vermeiden (Pflege). 

 

Lesesteinhaufen: 

- Ortstypische Steine von Äckern / Kiesgruben / Steinbrüchen der Region verwenden 

- 80 % des Materials mit Korngrößen von 20-40 cm verwenden 

- Steine unterschiedlicher Größen aufschütten 

- Volumen: mind. 9 m³ 

- Höhe: mind. 1 m 

- In Randbereichen Krautsaum von mind. 50 cm 

- Überwuchs vermeiden (Pflege). 

 

Die hoheitliche Entscheidung obliegt der zuständigen Vollzugsbehörde.  
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6 | Zusammenfassung 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans der Stadt Dahme/Mark „Sondergebiet Solarpark Lieper Drei-

eck, südlich der Ortslage Liepe“ erfolgt eine Ausweisung der Fläche als „Sondergebiet Photovoltaik und 

Batteriespeicher“. Die umgebenden Gehölzstrukturen (Forst und Feldgehölze) werden dauerhaft erhalten 

und planungsrechtlich geschützt. Darüber hinaus werden auf 27.982 m² vormals intensiv landwirtschaft-

lich genutzten Flächen Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

planungsrechtlich festgeschrieben. 

Gemäß der systematischen Bewertung der Bestandssituation und den Auswirkungen der Planung auf die 

Fläche ist nicht mit einer erheblichen Beeinträchtigung zu rechnen. Die Beeinträchtigung wird als insge-

samt gering und größtenteils auf die Bauphase beschränkt bewertet. Die positiven Entwicklungen und der 

Beitrag zum Klima- und Artenschutz überwiegen diese temporären Beeinträchtigungen jedoch maßgeb-

lich. 
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7 | Fotodokumentation 

 

Abbildung 8: Westlich an Vorhabengebiet angrenzender Feldweg. 
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Abbildung 9: Westlich am UG angrenzender Feldweg, Blickrichtung Norden. 

 

Abbildung 10: Westlich angrenzender Feldweg, Blickrichtung Süden. 
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Abbildung 11: Zentrale Vorhabensfläche, Blickrichtung Osten. 

 

Abbildung 12: Höhlenbaum am westlich angrenzenden Feldweg. 
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Abbildung 13: Westlich der Vorhabenfläche gelegene Intensivackerfläche. 

 

Abbildung 14: Zentrale Vorhabensfläche, Blickrichtung Osten. 
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Abbildung 15: Zentrale Vorhabensfläche, Blickrichtung Süd-Osten. 

 

Abbildung 16: Zentrale Vorhabensfläche, Blickrichtung Nord-Osten. 
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C Verfahren 

1 | Übersicht über den Verfahrensablauf  

1 | 1 Aufstellungsbeschluss 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dahme/Mark hat in ihrer Sitzung am 07.12.2023 den Be-

schluss zur Änderung des Flächennutzungsplans gefasst. Der Geltungsbereich umfasst den Bereich der 

Flurstücke 111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 118, 182 der Flur 1, Gemarkung Liepe, im Lieper Dreieck 

zwischen den Ortslagen Niebendorf-Heinsdorf, Liepe und Buckow. 

Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB zur Aufstellung des Bebauungs-

plans -Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe- geändert.  

1 | 2 Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  

Der Aufstellungsbeschluss wurde am 12.01.2024 im Amtsblatt für das Amt Dahme/Mark Nr. 02/2024 be-

kannt gemacht. 

1 | 3 Anfrage nach den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung 

Die für die Raumordnung und Landesplanung zuständige Behörde wurde nach § 1 Abs. 4 BauGB im Rah-

men des parallel laufenden Bebauungsplanverfahrens mit Schreiben vom 21.09.2023 beteiligt. 

1 | 4 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung  

Die Öffentlichkeit wurde nach § 3 Abs. 1 BauGB vom 22.01. bis einschließlich 21.02.2024 frühzeitig betei-

ligt. 

1 | 5 Frühzeitige Behördenbeteiligung  

Die von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden nach § 4 

Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 19.01.2024 frühzeitig beteiligt. Es wurde eine Frist zur Stellungnahme 

bis zum 21.02.2024 gesetzt. 

2 | Überblick über die Beteiligungsverfahren  

2 | 1 Frühzeitige Beteiligung 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Für den Vorentwurf zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Dahme/Mark im Bereich des 

Bebauungsplans -Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe- wurde in der Zeit vom 

22.01.2024 bis einschließlich 21.02.2024 die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 

BauGB durchgeführt. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 12.01.2024 im Amtsblatt für 

die Stadt Dahme/Mark Nr. 2 bekannt gegeben. Die auszulegenden Unterlagen wurden auf der Internet-

seite des Amtes Dahme/Mark eingestellt und zugänglich gemacht. Ergänzend fand eine öffentliche Ausle-

gung der Unterlagen in den Räumen der Stadtverwaltung Dahme/Mark statt. Innerhalb der Frist hatten 
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die Bürger/innen die Möglichkeit, den Vorentwurf – bestehend aus der Planzeichnung und der Begrün-

dung – einzusehen und die Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung erläutert zu bekommen.  

Während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden keine Stellung-

nahmen eingereicht 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 

Abs. 1 BauGB 

Für den Vorentwurf zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Dahme/Mark im Bereich des 

Bebauungsplans -Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe- wurde die frühzeitige 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchge-

führt. Hierbei wurden mit Schreiben vom 19.01.2024 diejenigen Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, von der Planung unter-

richtet und um Stellungnahme zum Vorentwurf zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 

Dahme/Mark im Bereich des Bebauungsplans -Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Orts-

lage Liepe- einschließlich Begründung innerhalb eines Monats nach Posteingang gebeten. Gemäß § 4 Abs. 

1 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange aufgefordert, sich insbesondere 

auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 

4 BauGB zu äußern. Insgesamt wurden 51 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange an der Pla-

nung beteiligt. Die Nachbargemeinden wurden als Träger öffentlicher Belange nach § 2 Abs. 2 BauGB ein-

bezogen. 

Im Rahmen des Verfahrensschrittes wurden Stellungnahmen von 34 Behörden und sonstigen Trägern öf-

fentlicher Belange vorgebracht. Stellungnahmen, die ausschließlich den Bebauungsplan betrafen, wurden 

lediglich in dem parallel laufenden Verfahren zu diesem berücksichtigt. 

Thematische Zusammenfassung der abwägungsrelevanten Stellungnahmen der Behörden und 

Nachbargemeinden (frühzeitig) 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung der Behörden, Nachbargemeinden und Fachbereiche zum Vorent-

wurf der 4. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Dahme/Mark im Bereich des Bebauungsplans 

-Sondergebiet Solarpark Lieper Dreieck, südlich der Ortslage Liepe- gingen Stellungnahmen mit insbeson-

dere folgenden Themenschwerpunkten ein:  

 Berücksichtigung überörtlicher und örtlicher Planwerke  

 Fortschreibung des Landschaftsplans  

 Belange der Denkmalpflege  

 Aufnahme der Darstellungen des Bebauungsplans in den Flächennutzungsplan  

 Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen  

Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die in dem Verfahrensschritt grundsätzlich geäußerten Hinweise und Anregungen sind in die überarbei-

tete Planung eingeflossen. Auf Ebene der Flächennutzungsplanung nicht abwägungsrelevante Hinweise, 

Anregungen oder Bedenken wurden lediglich in die Abwägung zum parallel laufenden Bebauungsplanver-

fahren eingestellt. Im Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

wurden die im Bebauungsplan als Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft festgesetzten Flächen in die Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung aufgenommen. 

Dieser setzt nun neben einer Sonderbaufläche -Photovoltaik und Batteriespeicher- Flächen für Maßnah-

men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 
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20 BauGB fest. Die Flächenfestsetzung wurde infolge der Konkretisierung der Planung auf Bebauungspla-

nebene von Sonderbaufläche -Photovoltaik- geändert in -Photovoltaik und Batteriespeicher-. Sich daraus 

ergebende Anpassungserfordernisse an Flächennutzungsplan und Begründung wurden im Rahmen der 

Bearbeitung und Fortschreibung umgesetzt.  

Abwägungsrelevant auf Ebene des Flächennutzungsplans ist weiterhin ein bestehender Konflikt mit den 

Zielen des Landschaftsplans für den von der Änderung des FNP betroffenen Bereich. Für diesen sind im 

Landschaftsplan Flächen für die Landwirtschaft ausgewiesen. Eine Begründung zur Inanspruchnahme 

landwirtschaftlicher Flächen ist bereits Gegenstand der Begründung zur 4. Änderung. Gemeindliches Ziel 

ist es, ein Entsprechen der Planwerke herbeizuführen. Aus diesem Grund wird der Landschaftsplan derzeit 

für den Bereich der Flächennutzungsplanänderung fortgeschrieben. Der teilfortgeschriebene Landschafts-

plan liegt im Entwurf vor.  
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D Abwägung – Konfliktbewältigung  

1 | Abwägung der geprüften Planungsalternativen 

Anlass der Flächennutzungsplanänderung ist die gemeindliche Zielstellung einen Betrag zu Energiewende 

zu leisten sowie der Antrag auf Einleitung des Bebauungsplanverfahrens -Sondergebiet Solarpark Lieper 

Dreieck, südlich der Ortslage Liepe-. Im Rahmen des Verfahrens fand eine Prüfung alternativer Standorte 

für die geplante Errichtung einer PV-FFA sowie von Batteriespeichern statt. Ähnlich geeignete Standorte 

konnten vor dem Hintergrund der erforderlichen Flächengröße sowie den Anforderungen des „Grund-

satzbeschluss für die Schaffung von Planungsrecht für Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ nicht ermittelt 

werden. Im Vergleich zu den weiteren betrachteten Flächen weist die von der 4. Änderung des Flächen-

nutzungsplans betroffene Fläche die niedrigste Bodenpunktzahl auf. Dies ist in Hinblick auf die Inan-

spruchnahme des Flächennutzungsplans zu berücksichtigen.   

2 | Abwägung der betroffenen Belange 

Nach Abschluss der frühzeitigen Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB zum Vor-

entwurf des Bebauungsplans wurden die Inhalte der Stellungnahmen ausgewertet und fanden Eingang in 

die weitere Planung.  

3 | Abwägung städtebaulicher Belange 

Gegenwärtig dient das Plangebiet einer intensiv landwirtschaftlichen Nutzung. Mit der Flächennutzungs-

planänderung wird die Versiegelung bislang unversiegelter Flächen vorbereitet. In konkretisierter Form 

wird dies auf Ebene des Bebauungsplans geregelt. Planerische Absicht ist es in diesem Zusammenhang, 

eine möglichst verträgliche Ausbildung der zulässigen Anlagen durch die Festsetzungen des Bebauungs-

plans zu sichern. So findet eine höhenmäßige Beschränkung der Anlagenbestandteile statt und soll der 

aktuelle Stand der Technik Einsatz finden. Dies sowie den Abstand zu den umliegenden Ortschaften be-

rücksichtigend, können störende Beeinträchtigungen der Ortschaften weitestgehend ausgeschlossen 

werden.  

4 | Abwägung der Umweltbelange 

Für die Belange des Umweltschutzes wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Darin werden die zu er-

wartenden erheblichen Umweltauswirkungen schutzgutbezogen untersucht. Die Ergebnisse werden im 

Umweltbericht dokumentiert und bewertet (siehe Kapitel B). Zur Sicherung des Ausgleichs zu erwartender 

Eingriffe in Natur und Landschaft werden im Flächennutzungsplan Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 20 BauGB festge-

setzt. Die Flächen entsprechen den Flächenfestsetzungen des Bebauungsplans werden durch auf Ebene 

dieses mit konkreten Maßnahmen unterlegt. Im Ergebnis der Festsetzungen des Bebauungsplans findet 

ein vollständiger Ausgleich statt und können Beeinträchtigungen der Schutzgüter weitestgehend ausge-

schlossen werden.  
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5 | Abwägung der Klimabelange  

Mit der Einführung des Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und 

Gemeinden“ (BauGB-Klimaschutznovelle) am 30.07.2011 sind die Belange des Klimaschutzes bereits im 

Zuge der Bauleitplanung besonders zu beachten. Prinzipiell trägt die Anlage zur Verminderung des CO2-

Ausstoßes und damit zum globalen Klimaschutz bei. Auch sind keine nennenswerten projektbedingten 

Auswirkungen durch zusätzliche Treibhausgasemissionen zu befürchten. Die Anfälligkeit des gegenständ-

lichen Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels (Extremwetterereignisse) ist vom Grundsatz 

her als gering einzustufen. Vielmehr trägt die PV-Anlage dazu bei, den CO2-Ausstoß zu verringern und 

damit die Klimabilanz und den Klimaschutz zu fördern. 

6 | Abwägung der sozialen Belange 

Da mit der vorliegenden Planung keine Wohngebiete und somit keine neuen Wohneinheiten geschaffen 

werden, die einen zusätzlichen Bedarf an sozialer Infrastruktur in der Form von Schulen oder Kindertages-

stätten führen, sind negative Auswirkungen auf die sozialen Belange durch die vorliegende Planung nicht 

zu erwarten.  

7 | Abwägung ökonomischer Belange 

Im Ergebnis der Flächennutzungsplanänderung stehen die Flächen einer wirtschaftlichen Ausnutzung zur 

Verfügung. Eine Umsetzung der auf Bebauungsplanebene verfolgten Planung wird ermöglicht.  

8 | Abwägung der Belange der Infrastruktur 

Im Geltungsbereich der 4. Änderung des Flächennutzungsplans sind keine Leitungs- oder Kabelbestände 

vorhanden oder geplant. Im Zuge der Umsetzung der Planung auf Bebauungsplanebene ist die Verlegung 

von Kabelleitungen erforderlich. Dies liegt im Zuständigkeitsbereich des Projektträgers.  

Da an- und abfahrende Verkehre zum Plangebiet hin weitestgehend ausgeschlossen werden können, dürf-

ten verkehrliche Belange als nicht berührt erachtet werden.  
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E Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),  

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394). 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung - (BauNVO) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti-

kel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-

verordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 2018 

(GVBl. I/18 I Nr.39), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. September 2023 (GVBl. I/23 I Nr. 18). 

 


